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320 21. <Sitzung des Bundesrates der RepllIblik öste.rreich. - 3. JuH 1947. 

In der Sitzung eingebrachte 

Anfragen 
der Bundesräte Rehrl, Honay, Dr. lng. Lechner 

und Genossen an den Bundesminister für Ver­
kehr über Einhebung von Platzkartengebühren 
von Nationalräten und Bundesräten auf den 
Wiener Bahnhöfen (10/J-BR/47); 

der Kärntner Bundesräte Populorum, Großauer, 
Enzfelder und Genossen an den Bundes­
mini~er für Inneres, betreffend Erleichterung 
des Sperrzonenverkehrs im Lande' Kärnten 
(11jJ-BR/47) ; 

der Bundesräte Scheibengraf, Schmidl und 
Leichfn an den Bundesminister für Inneres, 
betreffend Verlegung der Ausländerlager Kapfen­
berg in eine geeignetere Gegend (12/J-BRj47); 

der Bundesräte Dr. Ing. Lechner, Schaidreiter, 
Steidl und Genossen an den Bundesminister 
für soziale Verwaltung, betreffend Maßnahmen 
zur Umschulung von Arbeitslosen (13/J-BR/47). 

Eingelangt ist d!ie Antwort 
des Bundesministers für Finanzen auf die Anfrage 

der Bundesräte Dr. Duschek, Dr. Lugmayer, 
Ru bant und Genossen, betreffend die Besoldung 
der wissenschaftlichen Hilfskräfte an den Hoch­
schulen (6/A.B.-BR/7 zu 4/J-BRj47). 

Beginn der Sitzung: 15 Uhr 05 Minuten. 
Vomitzender Eichinger: HQlher Bundesrat I 

Ich er Ö f f n e die 21. Sitzung dels Bundes­
rates. 

Das Protokoll der letzten Sitzung vom 
19. Juni 1947 ,ist zur EiillJsicht aufg,eleg-en, un­
beanstaooet ,geblieb1en und .gilt sdhin als ge­
n,ehmigt. 

E n t 'S C h u ~ d i g t 'rur di,e heutige Sitzung 
sind ,die Bundetsräte 10 ra ,f, H 0 Ili a y, S c ob a f­
I er, S 1 a v i k, V ö g e ,1 und W ein d l. 

• Hohel' Bl1JlJdBsr,atl ,D,er Bmd'9iStverDai9sung 
entsprechend geht für da'S! zweite, Hal,bjahr 
1947 oBr VOI'lslitz. im ;BU!UIi,e.Sr,at auf drus LalDd 
Nied,e,rösterreiClh über. Durch oden Verzicht 
de,s Herrn Staatss.ekr,etär,s 10 r a 'f bin ich an 
'die erste, SteHe, der durch dieses ILand zum 
Bund,esrat entsandt.en Vertrete'r 'Vorge.r.ü~kt 
und übernehme- in dieser Eigenschaft den 
Vorsitz. 

klh tflet,e das AmteliJneiSi VOflsrtzendlelfio mit 
dem Bestreben an, dieses gleich meinen Vor­
gänglern in Istets streng obJektiv,er und un­
partieiiStCJherW,eIilse z.u .fühlI'en.J.lfu bitte I Sile 
aU,e, mich -in dielSleIill Bes~:re'ben tatkräfrtdg zu 
unterstütoou, dlrumitauoo weitertlI:in düe V,er­
liandlungen ,unId Beratungen ViOn dem 19~eic:hen 
Gelilste der Zwsammenarlbeit getra,gen ,und in 
ders'elben !SlacMiclhelJl. W,etiSiegeführt werden 

. wie biß/hier. 

Ich glaube einem allgemeinen Wunsche zu 
entsprecheln, wenn ~ch 'Von die's,er 8te11,e aus 
meinem Vorgänger im Amte, He-rrn Bundes­
rat P üp u 1 0 rum, für 'seine al's Vorsitzen­
der gel,eistete Arbeit,üür Iseine, umsichtige 
und stets entgegenkommende obj.e'ktive: Ge­
schäftsführung und Vlerhand'Lungsleiltu:ng ti'en 
besten :Dank aus'spreche. (Lebhafter Beifall.) 

Mög~ das kommende Halbjahr 'für öster­
reich und !sein Vol'k eine fühlbare 'Besserung 
bring1en. Daran t'atkräfbig mitzua~beiten wird 
mein Ziel und das des gesamten Bundesrates 
s-ehl. ~Sta,rlker Beifall.) 

'" 

Ein gel a n g t i'st foLgendes Schreiben des 
Staatssekretäf's·Ferdinand 0 r a f vom 20. Juni 
1947: \ 

"Ab 1. Juli d. J. sollte der VorsHz im 
lBuudesrat auf mich übergethen. Mit Rüc!k­
sicht ,auf meIDe, Steillrumg ·als Staabsselk.retär 
:bitte icbzur Kenntnis 'zu nehmen, daß ich 
auf die, Ausübung des Vorsitzrechtes für 
das .zweite Ha,lbjahr 1947 ,für das Land 
Niiedl€'.looSJtetrtrekh wgunsten des nach mir 
ger.ei,hten Herrn BU!Il·desrates KIa;r1 
Ei chi n .g er hiermilt verztch11e." 
Eingelangt tst die Beantwortung der An-

frage der Bundesräte Dr. Duschek, 
Dr. Lugmayer, RUlbant und Oenossen, 
betf.effend die Besoldung der wissenschaft­
lichen HHfslk,räfte an den HochsClhulen ,durch 
den :Bundesmin~s:ter 'Ifür Finanzen, die den 
anfragenden Mitgliede~n des Bundesrates 
übermtttelt wurde. 

SeHen'Si des Herrn Bundesrates ,ur. D u­
sc ob·e ik Iliegt ,ein Antrag vor, iI1l der nä,cb­
steu Sitzung hielI'luber eine Debatteabzu­
f.ühren. 

* 
Gemäß . § 58 der Geschäftsordnung wird 

4~eser Anh:1llig OIhne Debatte lalD g,e n 0 m­
m'en. 

Eingelangt srind ferner jene Oesetz.e,Si­
beschlü:slse des Nationalr.ates, deren Beratung 
Gegenstand der Tages~ordnmg ist. Sie wur­
den g'eIlIläß '§ 29 der GesClhäftSlOrdn.ung tin delll 
Ausschüssen bereits! IV Oirbelraten. 

Gemäß § 30, der Geschäftsordnung wi'rd 
mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit 
b!esohlossen, VIOIll: der V,ervi,elfältigung der 
AusSlc.hußberlilciht.e, !sow1'e von der 24S1tündigen 
Verteilungs,frist der Beri.chte Abstailld zu 
n,ehmen. 

Felrnler w~rd über Wunscl1 bei,der P.ar­
tel!oo Igemäß § 27.E dier Geschäf,tsoronlNllg 
de,r 18. Pun:kt, bet,refienldl d.ie NoveUe zum 
NaÜoll'at1slOital'iJstengeSielz, mit der edord·er-' 
lichen ZweiiidriJtltelme!b.rbe;ilt von der Tages­
ord1nung .a'bg,es9tzt und auf die nächste 
Sitzung verSidhobeu. 
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21. Sibzung des Bundesrates der R,epublik öste.rreich. - 3. Juli 1947. 321 

1. Punkt de.I" Tagesordnung ·ist der 
Ges·etzelsbeschluß des INationalrates vom 
18. Juni 1947, womit das Dritte Rückstellungs­
gesetz abg·eändert wird. 

Bericht,el'1Statter Hayer: Hoher lBundesrat! 
D aß 'Vom Nationalrat beschlossene und vom 
Bundesrat genehmigte Dritte RüekisteHungs­
.gesetz vom 6. Februar 1947 beduflIte einer 
Novellierung. Es wUrd.e1ll nach Verlautbarung 
dieses :Gesetzes im IBundesgesetzblatt in der 
Öffentlichk..eit, insbesondere in judsHschen 
Kreisen, Bedenken laut, wonach ·es gegen die 
verfas.sUJl1gBrechUiehen Bestimmungen ver­
st9ße, Wlenn eis 1m § 16, _Nbs. (3), iund dirn § 18, 
Abs.(1), lediglich -heißt, daß ,bei den Rück­
stellung,skommi,ssioIllen und -oberkomrnissio­
nen die V.oflsitzenden und der·en Stellvertre­
ter, bei der Obersten RücksteUungsk.ommi:s­
sion auch die iBeisitzer, zum Richteramt ge­
eignet sein mÜiSlSen. Die Forderun.g nach einer 
Abänderung dieser Paragraphen war um so 
berecbtigter,als eben/die Komm~ssionen bei 
den Landesgerichten, den Oberland.esgerich­
too und beim Obel'!sten ·GelI'iichtslhlOf, also kon­
form mit der 'Ger.i.ohtsorgalll-i'Sa'tilon,er,ric.htet 
werden. Es ~ruutet also der § 16, Albs. (3), in 
seiner neu€lIlFa'ssung _ (liest): "Die VorsitZlen­
den und ihre Stel1ve-rtreter müssen Richter 
sein." Dem gena:pnten IParagraphen ist auch 
der zweite Satz des § 18, Abs. (1),angepaßt, 

_ welcher Jautet (Hest) : "Sämtliche müssen 
Richter ,sein." 

Inlolge der N.euiassung dieser :beiden Para­
graphen fällt nunmehr ,auch der im -ersten Ge­
setz enthaltene Hi'lllwoeis aUlf die Altersgrenze 
der Richter weg. 

Im ZusaU'.menhang damilt werden durch 
die Abände'rung des § 21 auch jegliche Zwei­
fel über den Ausoohluß dler ,Zuständigkelit des 
V,erwaltungsgerichtahofes bei aLlen im Ver­
fahren .'vor den Rücikstellungskommissionen 
behandelten Angelegenheiten -beseHigt, weil 
nunmehr klar zum Ausdruck fkom.mt, daß in 
a 1 [ ,e n ~Fälllen der Recllt,szug an die IObe.re 
Instanz gewäbrle·istet ist, w.og,egen nach der 
ersten FaSSlungeine Beschwerde er:st bei 
einem Streitwert 'Von omebr als 1000 S zu­
läSSig Wall". Dies ste1['t eilue Herück1S1i1chtigung 
des kleinen, Ibeziehungsweise ärmeren An­
spruehsberechtigten dar. 

Her Ausschuß 'für wirtschaftliche Ange­
legenheiten beschloß, gegen diese Oe'se,tzes­
noveUierung keinen Einspruoh zu erheben, 
und ieh stelle biemit den A n t -1- a g, der Hohe 
Bundesrat möge' diesem Gesetz di.e Zustim­
mung erteilen. 

• 
Her lBundiesrat :e·rhe.bt k e i;l1 e n E i 111-

S P 1"'U eh. 

Esfolg.t als 2. Punkt der T8IgIesIOrdnung 
der Gesetzesbeschluß deos Nationalrates vom 
18. Juni 1947, betreffend da's Apotheker­
kammergesetz. 

Berichterstatter Dr. Fleischacker: Hohes 
Haus-! Das Bunde'sgesetz, betreffend die Er­
riClhtung einer A'pothelkerkammer, .stand be­
reits in der 17. Sitzung des Bundesrates am 
27. -März 1947 -zur Verhandlung. Die Mit­
gHeder dies Hohen HaUJSes werden Isich drur.an 
erinnern, daß ich damal,s als lB·erichterstatter 
im Hinbliffir auf eine Reihe von Unlklarheiten, 
insbBsondere im Hinblick auf ,einen .offenen 
Widerspruch zwischen den WahJltV'orschriften 
des 1. und 4. A:bsatzes des § 13. vom Aus­
schuß jlür wirtschaftliche Angelegenheiten be­
auftragt war, dem Bundesrat zu ,empfehlen, 
gegen diesen GesetZlesbeschluß ,einen Ein­
Ispruch im Sinne unserer Ve.rfa,ssung 'zu er­
heben. 

Auf Grund di·eses Einspruches wurde das 
Gesetz vom Bunde'Sikanzl,e'ramte an den Na­
tionalrat zurückgeleitet, der ,sich lsowohl in 
seinem Ausschuß für soziale Verwaltung als 
auch im Plenum mit diesem Oesetz neuer­
lich beschMtigt und jene Fassung zum ß.e­
scblUJSs,e e,rhoben hat, di,e: ·den Mitgliedern des 
Bundelsrates unter 395 der Beilagen heute 
vorliegt. -

Soweit sich dj·eser neue tGesetz.esbeschluß 
mit den Bestimmungen der seinerz.eitigen 
Fass\1llg im wesentlich:en deckt, darf ich auf 
meine AUlsführungen als lBeriohterstatter in 
der 17. Sitzung des Bundesrates verweisen. 
Wesentliche Änderungen gegenüb~r der frü­
heren Fassung sind 'Wohl nur in jenem Ab­
schnitt ,enthalten, de·r über die Organe der 
Kammer 'handelt. Er umfaßt die §§ 7 bis 13 
de.s Gesetzes. Dieser Abschnitt wurde unter 
Aufrechterhaltung seines w.esentlichlen In­
haltes 'zwec.kmäßigerwei'Ste neu gefaßt, w.obei 
es gelungen -tst, die semerooilt lehrende Syste­
matik zu erreichen. 

Nach § 7 weist die Kammer nunmehr Isie­
ben ver,schie,dene,qrgane auf: die· Hauptver­
sammlung, die .beid.eu AbteHungSlVer-samm­
lungen, den Vorstand, das Präsidium, das 
wiooe,r aus dem P:räsddenten ilmd d,en beliden 
SteUvertr.etern besteht, die Ausschüsse der 
beiden Abteilungen der selbständigen und 
der angestellten Apotheker, die Obmänner 
und schUeßlich die LandesgeschäftssteJ.len. 

Die Hauptversammlung umfaßt alLe seLb­
ständigen und angestellt,en Apotheker öster­
reichs, ist also einberuf'sständ'ig,es Organ, das 
'sowohl von den .Dienstgebern als auch von 
den Diensbnoelhmern pari:tä1:lis1ili beschickt ist. 
Die Wahlberechtigung aller Mi~lieder dieser 
Kammer deqktsiC!h mit der Wahlber,echUgung 
des Nationalrates, sofern ihnen nicht' das 
Wahlrecht für die Kammer durch ein Diszi-
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plinarerlkenntnis ausdrückHch entzogen wor­
d,en 'ist. 

Da aber unter Umständen die Viersamm­
lung etnes so großen Pel'lsouelllkre,ises ihr,e 
Aktionsfähigkeit ,einbüßen könnte, ist im 
§ 8, Ahs. (2), die Möglichkeit vorgesehen, 
ihre Oblieg.enheiten auch durCih eine Dele­
giert.env,evsammlung vel'lsehen. zu lassen. 
Der Ausdruok "Abgeordneter", ,den wir in 
der 'seine'rzeitigen Sitzung rügen mußten, ist 
im neuen Gesetz nicht mehr v,erwendet. Die 
Zusammensetzung dieser Delegiertenv,er­
·sammlung wird ,d'urch die Satzung bestimmt. 

Die Hauptvevsammlung, die mindestens. 
.einmal im Jahreeinzuberu:feu und vom Prä­
sidenten al,s Vors.Hzenld·en zu leiten ist, hat 
neben der lBe,sohlußfassung über Satzung, Ge­
schäftsordnung loold ähnliches die GeIlJehmi­
gung des Jah,resvoransehlag.es, de,sRechnungs­
abschlusses und die V ovsorge für wirtsClhaH­
liehe und Wohlfahrtseinrichtungenzur Auf­
gabe. 

Das praktisClh bed,eutun,glsvoUste Organ der 
Kammer wird aber wohl der Vorstand 'sein, 
der gemäß,. § 9 des Gesetz.els aus 37 P,er:sonen 
besteht, und zwar dem Präsidenten, seinen 
heiden Stellvertre,tern und je 17 Vertret,ern 
der 'selbstälndi.g·en und der angestellten 
Apotheker. Im Vonstand wird die Apotheker­
schlaft Wiens mit zehn, Nied-erösterreiehs mit 
sechs, d'er Bundesländer Oberösterre-ich und 
Steiermark mit je vier und die der übr:i:gen 
Bundesländer mit je zwei Mandaten vertreten 
sein. 

Wenn ein Präsident gewählt wird, iSO wi,rd 
an de'ssen Stelle ,ein and-er'er in den Kreis 
der VOl"stand'smitgHed.er nachrücken. De·r 
Wirkungsikr,ei,s des Vorstandes umfaßt alle 
Angelegenheiten, die nicht au'8d,rücklic;h an­
de:ren Organen zugewiesen sind. Die Be­
rufung de[' VO/l'stanidlsmitgliede-r, Imit Aus­
nahme de's PrälSoidenten und der heiden Stell­
vertr,eter, ist nU/D.meh.r im § 10 im Sinne de.s 
Proporzwa,Wrechtes mitemer füufjährigen 
Amtsdaue'r geregelt. 

Hohe,s Haus! Damit ist der Punrkt, d,en wir 
seinerreit in dem .aeset~ ,beailllStandet haben, 
daß nämlich teilweise der Proporz, teilweise 
das Mel1lrheitswahlr·e,cht für dasselbe Organ 
eingeführt ist, 100 geregelt, daß e·l" zwecikmäßig 
und vel"Sllän&icili. erscheint. Für den V ol'lSta'lld, 
dals wiClhtioglSlt!e Organ der ,KammeT, IgiJltalso 
das Prop'OlrtioIlJ3!lWiahlredht. Für die W8.'hIl zum 
Präsidenten .oder dessen Stellve,rtreter ist 
selbstve'fiständlicb "·eine Mehrheitswahl vorge­
,sehen, was im § 11 ausführlich geregelt ist. 
Eine Wahlordnung mit näheren 'Bestimmun­
gen über die nurchführung der Wahlen .soll 
nach § 10, Arbs. (5), das Bundelsminislerium 
für soziale Verw3ll:tung im V ~rordnungSiWege 
erlassen. 

Zwi!schen der F1Ulll;mtion ,de,r Dbmänne,r 
,dieser beiden AUSlSchÜJsse der s:elbständig,en 
und de·r angestellten Apotheker einerseits 
und der V'i1Jeprä,Sli.denten od.·er, wie ·es ~m Ge­
setz heißt, der SteHvertreter des Präsidenten 
besteht nach § 12, Ahs. (3), zweckmäßiger­
wei'se Personalunion. Es erfolgt also keine 
eigene .Wahl der Vize'pms,identen, sondern 
die Obmänner d,e,r Sektionen, wenn ich diesen 
Ausdruck für dlie Obmänner der Ausschüsse 
gebrauchen ,darf, ,s,ind automatisch die, Vi'ze­
prä'5li.d-elnote'll d·er Kamme:r, uoo 'Zwar :ist dier 
erste Vizep.räsid,ent der Vertr,eter der ange­
steUten A'potheker, und d:er zweite V ize­
präsident ist der Vertrete'r der selbständigen 
Apotheker. 

Her Dezentralisation der V,e,rwaltung die­
nen die Landesg,e,schäfts'Stellen in den Län­
dern, wobei erforoer1i~he'll'falls mehrere 
B und eslände·r zu einer 'gemeinsamen Ge­
schäftoslstelLe 'ver,einigt werden Ikönnen. ,Ihnen 
obliegt die, BesorgUlllg der ,Geschäfte von ört­
licher Bed,eutung, insbesondere dte 'fachlichen 
GutaCiMeu bei Nerue'fflrClh'tUßIg von Apotheken 
und ähnliches. 

Hohes Haus:! IClh halbe schon in meinem 
Ref.erat'e zu d,em Ise~nelrzeit gegenständlichen 
Gesetzentwurf betont, ,daß der Bundes.rat die 
Absicht und d'en Geist der Bestimmungen 
dieses Gesetzes· durchaUiS, .billigt und sein In­
,krafttr,et,en, für einenerfreulichenF-ortschritt 
in der Organisation der ge,setzlichen Standes­
körper,schaften allJSoi,eht. Heute, ,da einige 
Schönheits,f,ehler, in:sbe'sonde're ab~r der un­
überbflÜckbare Wideflspruch des § 13 des 
früheiren Ges'et1JesbeschluSises dur,oo dillS Zll­

sammenwirken parlamentarischer Körper­
scha:ften mit denzuständdgen Regierungs­
stellein überbrückt lSiind, dürfen \wir di~se 
Ansicht ums'omeihr wiederholen und bekräf­
tigen,. 

D.er Ausschuß für wi,rts.cha:ftlic-he Ange­
legenheiten des Bundesrates hat mich daher 
nach neue'r Berla:tUlllg der Materie 'beauftragt, 
,im Bundesrate zu b·e 'a n t rage iIl'~ gegoo 
den voI'll:ieg1ooden Gese,tzeS!beSiChluß des 
Nationrura1es k 'e in e fll.E iJ n s p 'r:u c h zu er­
heben. 

* 
Der A.ntrag deS' Bedcbte,rstatte~s wird a n­

genommen. 

9.' Punkt de:r Tag:esolfdnun,g ist der Ge­
'setzesbeschluß des Nationalrates vom 18. Juni 
1947, betreffend Abänderung des Zollüber­
leitungsgesetzes. 

Beric.hterstatter Leissing: Hohes Haus! Be­
,reite Vor einem Jahr beo~chäftigten wir uns 
mit der Wiederinkraftsetzung der öster­
~eichi!sohen R'echtSIV-DrschrHten auf doem Ge­
Ibiet,e der Zölle. Am 18. Juni 1946 wurde 
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gleichsam der Grundstein für das ZoJ.lüber­
leitungsgesetz gelegt. Im § 5 dieses Ges'etzes 
wurde das iBundesministeriumiiür Finanzen 
im Einv,ernehmeu mit den bete-iligt-en Mini­
sterien .ertmäclb.tigt, zur Wi;edreraufr'iClh!tuIllg de:s 
wirts·chaoftlichen Lebens, zur Ver.sorgung der 
Bev'Öllkerung mit Naih'rungsmitte.In unda.n­
deren iBooar,fsgegenständen durch Verord­
nung od,er EiIllzelv,erfügung Zölle vorüber­
gehend, längstens Ms 30. Juni 1947, zu er­
mäßigen oder aufzuheben. 

Uns,ere wirtschaftlicihen Verhältni;sse haben 
sich in der Zwischenzeit bedauerHcherwei,se 
nieht S'Ü g8lbelSSIeri, daß wi'f ,hoote von dies'er 
Sond.er:regelung kbstand n-ehmen könnten. Es 
wäre zum :Beispiel nicht zu verantworten, 
wenn wir etwa auf Nahrung,smittel, die- wir 
einzuführen g·ezWUlngen !sind, um uns·ere 
ohnedies mageren Kalon.e'lllsätzeaufrecht­
erhalten zu können, oder auf 'SOIlIStige an­
dere wichtige Bed.rurfsarllikel .Zölle el"heben 
würden. 

Hei unse·rer heutigen Wirtschaftslage, 'ist 
die Errichtung von !Zolldiämmen unv·ertret­
bar. Wir müsSten .'Vielmehr Schleuse-n 'öffnen, 
beziehungswleilSte fflmh:alten, die zu ,gegebener 
z.elit wieder geschloStsen w-erden ~önnen. Wir 
müssen heute ·eine Zollpolitik betreloon, die 
bewe-glich ist und den Verih.ältnilssen ange­
paßt werd-en 'kann. iBei der augenblicklichen 
W·eltmarktlag,e darf die ,straffe Handhabun er 
de.r alten Zolltarife 'keinesfalLs 'Platz greife; 

Aus dieSEm IGründen 'Wurde im § 5 des 
Zollübefl.eitungsgesetzes die bereits erwähnte 
Klausel 'eingebaut. .Da ,sie aher nur bils zum 
30. Juni 1947 terminisriert ist, Is.ieht di.e vor­
liegend-e Nov-elle die Er,streckung d·ieser E.r­
mächtigungsklausel bis zum 30. Juni 1948 vor. 

Die Bundeshandelskammer hat in den 
letzten Wochen die berechtigte :forderung 
erhoben, das Bund,esministerium tiür Finan­
zen 'SaUe ·ermächtigt werden, daß Zolle.rmäßi­
gungen, heziehung,swei'se ZoUall'fhebullgen 
nicht ,riur wie bi,sher durch Verordnungen 
ode·r Ein~el'verfügungen, Isondern auch durch 
Erlässe verfügt 'W-e,rden. 

Die von den Kam~ern vorgeschlagene Er­
weiterung setheint uns d,eshalb wichtig, weil, 
gerade da,s ,Fehlen einer im \Gesetz v·eranker­
ten Erlaßmöglioh'k!eit dazu geführt that, daß 
das Bundesmini,steriumrur Finanzen die von 
der Wirtosehaft vorgesc.h1ogenen Warepliste ll, 
für die eine Z:ollermäßiguug oder -aufhebung 
un-erläßlich ilst, nicht verlautbart hat, weil 
;sie für eine· Verordnung zu umf,angreich 
'S1ind. Anderseits k.ann aber eine Verordnung 
nicht in kürzester Frist abgeänd-ert werd-en, 
:sofern geä1lltderte Produktions- und KOIllSum­
verhältnis,se eine Änderung der Liste erfor­
dern. 

Die Einzel'Verfügung ist für die' Wirtschart 
unzweif.e1haft abträglich. WoLlen wir hoffen, 
daß di·e einge'leitet·en Verhandlungen dazu 
führen we'rden, ,<laß di.e vorgeschlagenen 
w'a,roeulisten bJaldigst VleTöffoentlicht ~e,rdltm 
können.E,s 'ist unseroe IPflicht. ;gerade in 
dieser 'schweren Z,elt alles zu tun, um wirt­
'schaftshemmende Ersetheinungen zu beseiti­
gen. Es muß~uf alle Fäille. vermieden wer­
den,daß gerade in IFragen, 'Wo ,es sich um 
di,e Einfuhr aufbauwichtiger .. Produktions­
güter !handelt, ,ein bü~dkrati:sches Tauziehen 
zwischen den einze,lnen Ministerien ausge­
tragen wird, das letztlich nur zu Lasten 
unser.er Wirts'chaft und damit der K Otl:'l ll­

menten geht. 
Der AUJSSClhuß für wirtschaftliche AngJ­

legenheiten war in se,iner heutigen Si1zung 
der einhellig,en Auffa,gosung, daß es zu ver­
antworte'Il :~s,t, dem Halhen Halus.e zu b e­
a .n. t ra.g ,ei n, ·e,St mÖlg,e gegen diesen GelS'etze:S­
besClhluß k e i TI Ein 'S p r tU c h erhoben wer­
den. 

* 

D er Antrag wi'rJd a 11 Ig e no m m e :11. 

Den 4. Punlet bildet der Oesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 18. Juni 1947, womi1 
das Arbeitslosenfürsorgegesetz abgeändert 
wiDd. 

Berichterstatter Holzfeind: HO'hes Haus! 
Der uns heute vorliegeooe Gesetzesihe's'Chluß 
novelliert da,s Arbe,itslosenfürsorgegesetz 
vom 15. ,Mai 1946 in der Fassung des Ge­
setzes vom 12. n~emher 1946. Das zitierte 
Bundesgesetz. vom 15. Mai :selbst ,sieht iledig­
lieh ·eine ZwiSCJhenlösung vor. Das Gesetz 
bestimmt, daß Ib~s zur Neul'egelung der 
Arbeitslosen'V,er:sicherung Arbeitsiosenullter­
'stützung'en gewährt. werden. Es regelt -die 
V olm usSte·tzuugren d·es Anspruchs, das :A us­
maß d,er Unt'erstützungeu und das Verfahren 
über den Eins·pruch. Die Wil'k.gamkeit des 
Ge.setzes war bts 31. De·zember 1946 befristet 
und mußte mit der .Novelle vom 12. Dezem­
her 1946 ·verlärugel't werden. nahe:i wurden 
dile im OIe'Sietz v01'lgetSethenen UrrteftstütZlUngsJ 

beträge um 50 Prozent eflböht. Die vor­
liegende Novelle erhöht nun die Unter­
stüt'zungsheträg-e' um weitere 50 Prozent, also 
insgesamt um 100 Proz:ent gegenüber dem 
ursprünglichen Ansatz und gf1Ündet diese Er­
hö,11lUug auf dilelBerechm1lllge'll' ,d'ß!S ös!ter'I"edC'hi­
sehen. Statistischen Zentralamte·s. Es trägt 
damit d.er seit der letzten N-oveUierung ein­
g,etretenen Erhöhung der Kosten d'eir L,e­
beushaltung Re·ethnung. 

Glei.chzeitig mit der Erhöhung d'er Unter­
stützungStsätze wird im § 1 ,auch die' Ver-
1ängerung d-er am 30. Juni 1947 ablaufenden 
GeUunglSdauer des lGesetzes verfügt. 
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Dami1 nun bis z.ur Verlautbarung dieser 
Nov-elle keine Unterbr,echung in der Aus­
zahlung der laufenden Unterstützungen ein­
tr,erbe, ,hat der Herr Minister' für soziale V'er­
waltung in vorsorglicher Weis~ die We:iter­
zahlung der laufenden Arbeitslosenunter­
Istützungen im Erlaßwege verfügt. Durch die 
Verlängerung der Oeltul1gsdauer des Ge­
setzes ,selbst his Ende dieses Jahres Isoll dem 
Ministerium für lsoziale v.erwaltung auch düe 
Möglichkeit gegeben werden, ,ei'lle Gesetzes­
vorlage vorzubereit,en, in der nicht nur die 
Frage der Untefis4ützungen, sondern auch die 
Frage de'r Arbeitsvermittlung, der Arbeits­
ämter u. dgl. gesetzlich g-eregelt werden ·soOll. 
Leider haben wir keine Wirtschafts-ordnung, 
di,e den Begriff der ArbeUslosig'keit aus­
'Schaltet, und wir mfÜ,ssen leider noch damit 
rec.b.nen, daß wir ein sÜllC'hes· Ges-eb 
hrauchen. 

Her Aussc-huß für wirtsC'haftljiche A:nge­
legenheit·en hat sich .heute mit diesem Ges-etz 

. bef.aßt, und ich steUe in seinem Namen den 
A nt rag, gegen den 'VorUe'genden Gesetze:s~ 
,hesCthluß des Na"bionalrate:s k ein e, n Ei n-
1,s pr u c h zu ,erheben. 

IBundesrat Weinmayer: Hoher _Bundesr~tI 
Zur Verläng-erung der Geltungsdauer des er­
wähnten Ge'setze,s bis 31. Dezember 1947 und 
der Erhöh-ung der Unt'erstützungs:sätze: E-s' ist 
nur zu begrüßen, daß der Herr Bund-e,s­
minilster für '8'oziale V'en'walbJln,g eline alle ein­
schlägigen Fragen -behandelnde Gesetzesvor­
lag'e in Ausarbeitung hat, da auf dem Ge­
bi,ete der A'r:beitJslOlsenfüflslOrg,e ,endlich ,ein Ge­
setz geseth'affen wer,den muß, dias nicht alle 
sechs Monate abgeänd,ert, beZ'i,elhungswe,ise 
verlängert zu werden braucht, wobei ich mir 
selbst'V,erständUClh hewußt bin, daß die Höhe 
der Unterstützungssätze, .solange- wir :keine 
stabile Währung haben, nicht fix r·estgesetzt 
werden kann, sondern "Von Z-eit zu Zeit dem 
Preisniveau ang,epaßt werden muß. 

Nun zur Frag,e der Dauer der -zu gewäh­
renden Unterstützung: AJh;Orundsatz hat ,hier 
zu gelten, daß Isogenannte Aus,steuerungen 
im neuen Gesoettz nicht vorzusehen 'sdnd. Wer 
uTIiverschuld,etarbeitSilos, aber arbeitswillig 
ist, hat AmIspruch auf eine lauf,ende, zeitlich 
nicht begrenzte Untel'1stützung. 'In einem Staat 
mit einer mode'r:nen .sozialen Gesetzg-ebung 
SQllte die,seine Selbstv,erständHchkeit :sein. 
Diej.enigen Staatsbürger, die VOn dem Un­
glück Id,er iAJrbeibslosligkeit Inicht betroff·e'll 
,sind, die Arbeitgeber - der Staat oder pri­
vate Arbe,itgeber -, alle-, die ein Einkommen 
aus Rent'en oder ImmobHien' haben, in 
summa alle, dte -ein eine 'bestimmte untere 
Grenze über,scbJ'ieitendes Einkommen haben, 
haben die menschliClhe und :soziale Pflicht, 
einen kleh:~n, aber progreSlsiv nach dem Ein-. 

kommen 'steigenden Beitrag ZUr Unter­
stützung der Arbeitslosen und der-e'n Familien 
zu leisten. Wir -heUen damit den un-ver­
schuldet in Not g.eratenen Mitbürgern und 
dienen damit auch der Siche-rheit des Staate-so 

Daß bei Gewährung der Untefistützung ein 
gereClhter Maßsta.b anzuleg-en ist, l'st ;selbst­
ve~ständUch.. J eldenf.aJlllls silnKi alle Maßnahmen, 
die ge,ei!gnet wäre1l!, di,e Landflucht /Zu för­
dern, von vornherein ,auszuschalten. Welche 
Beträge und welche Summ.e an ArbeHs­
!leistung VOll' ,einem V.olke au1gebracht werden 
können, das hat uns der 11e=tzt'e Krieg gezeigt. 
W-enn in Zukunft em iede,r nur einen ikleinen 
Teil von dem aufbringt, w,aser. in den Jahren 
der Hitlerhef!TscdIaft 'an Arbeitsleistung und 
,Geld für eine \TIerlorene menschenmordende 
Sache aufbringen mußte, wenn ibm 'sein Le­
,ben lieb war, dann braucht uns tn Zukunft _ 
einekleiner-e oder größere Zahl von Arbeits­
losen keine allzugroß,en Sorgen ·zu machen. 
Heute i'8ot ein jedes Volk, und sei 'eS das 
kleinste, eine' Schic:ksalsg,erneinschaft. Es kann 
kein Staatsweisen in. Zukunft bestehoen, in wel­
chem es einem Teil der Bevölkerung verhäit­
ni,smäßi:g goUt geht, während ein anderer Teil 
InJciht ~elinma~ fSle~ne!I1 Hunger IstiUe:n kann. 
Eine weitblic.kende,gerechte .&rbei.l1Jslosenfür­
sOirlg.e ist für millen Staat, detr auf liI"ieodHche 
Entwicklung - aucl1 im Inneren - Wlert 
legt, eilne dringerude Nmwentdigkeit. 

Die Gewährung der Arbeitslosenunter­
stützJUITIig darf kein Almosen sein, 'slOud'ern ;ist 
d,ie Erfüllung eines Rechte,s, auf das jener 
Al1!SprUClh that, der ar'heits;wHUg 1s1, 'aber 
seine Arbeits1kra:ft nicht ausnützen !kann. Mag 
die U flsache dafür - wie es in üsteueich der 
Fall ist - nicht im Lande :selbst liege,n, so 
enthebt si'e doch die Gemeinschaft nicht der 
Pflicht, dem Arbeitslosen eine Unterstützung 
zu gewähren, mit der er sieinen und sein.er 
Fam.ilie dringendsten Bedürfnisfsen nachkom­
men kanu. In di'esem Silllne begrüße icoh 
namens d,er österr,eichi,schen Volkspartei die 
Erhöhung der Unter:stützung:ssätze-~ (Beifall 
bei; der österreichischen Volkspart'e'i.) 

Be,richtersta'tter Holzfeind' (Sehlußwort): 
Hohes Haus! Ich kaun mi'ch den Ausfüh­
rungen meines Vorredners- anschließen und 
ich glaube, leder in d1es:em Hau.se, welcher 
politischen .RiClhtung er immer angehört, wird­
den Standpunkt vedrelen~ daß die Arbeits­
losenunterstützung kein Almosen mehr ist; 
jeder wird dafür eintreten, daß die Arobeits­
losenunteJ'lStützung immer gegeben werden 
,soll, wenn eiS sich um arbeitswillige Leute 
handelt, gle,ichgülltig, ob sie· jetzt ein Jahr, 
zwei oder dreli Jahre arbeitslos sind, daß 
die,se Leute al'80 nicht aUlsge;steuert werden 
sollen. < 
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Die Lö;sung des .sozialen ProbLems aller­
ding:s 'sehe ich daIillJ nicht Ich würde eher 
die Lösung darin lSehen, ,einre Wirtschafts- und 
GeseLlschaftsordnung zu errichten , in der 
eine Arbeitslosigkeit von 'Vornherein unmög­
lich ist und iu der wir ein Gesetz über die 
Ar:beitlsloSienunrerstrützung nicht brauchen. 
(BeHall hei den SozJialli,s,1'en.) Leider 'si'Ild wir 
noch nicht so wedt ulIlid :S'O müss,en wir um 
ehen mit 'S<olCihe:n! Krucken heUen. Ich bi.tte Sie 
darher nochlll'aaa, im Sinne. des A!lliSls.chuß­
beniohtels Igegren d,als GelSIeh tke i ne 'Il Ei n­
s p r 'll c h zu 'erh,ebe!Il. 

* 
Her' Alntrag dies Bericih,te'fstatters wird a n­

g enpmmen. 

Als 5. Punkt folgt der IGeset.zesbeschluß des 
Natioillalrates vom 18. JÜlni 1947 über Ab­
änderung des, Bundesgesetzes vom 24. Juli 
1946, 'betr'effend prozeß- und exekutionsrecht­
liebe Sonderbestimmungen rur Ischutzwürdige 
Unternehmungen. 

Berichteorstatter IDr. Stampfl: Hohes Haus! 
Der Nationalrat hat in !seiner Sitzung vom 
24. Juli 1946 das vorliegende GeS'etz heschlos­
,sen, dessen Inhalt Ipvozeß- und ,ex,elkutions­
r·ecl1Uieihe Sonderbestilmmung,en für :schutz­
würdige Unternehmungen bi,l;d,en. DJreses 
Gelse,tz :sah für HiUsmaßniahmen ·eilll.e Frist 
bis 30. Juni 1947 Vior, di,e belreits aJbgelaufen 
ist und jetzt verläng:ert werden muß. 

.Bei dieser Gelegenheit 1'st es wohl notwen­
dig und zweckmäßig, ganz lmrz auf den Inhalt 
d,ieses Gesetzes hinzuweisen, dessen Gültig­
keit abgelauf,en ist und deissen Verlängerung 
dringend notwendig ,ersch,eint. 

D-urch ditese:s Gesetz ist de'r Recht,sbegriff 
"schutzWlÜrdige Unte'rnehmungen" eingeführt 
worden. ·Es ist weiter in diesem Gesetz Vor­
sorge ,g,etrot'fen. wOlXleill, daß d:ite Voraus­
setzungen und das VerIabren für HiUsmaß­
nahmen für lSolchej schutzwürdige Unterneh­
mungen 'f,estgestellt werden, und endHch wer­
den gewisse Hill!Lsmaßlllahmen für Unt,emeh­
mungen dieser Art geschaffen. 4-ls .schutz­
würdiges Unteruehmen ist v,or allem ein 
Is01OO,es zu betrachten, welch,es infolge ,seiner 
Forderungen an Rüstungsbetriebe lZahlungs­
unfähig g,ewoM,en ist.lEs hat ja in den letzten 
Jahren des Krieges fast kein größeres indu­
stdelles Unt,er'l1rehmen gegeben, das nicht in 
ir,gendeiner Formrur .Rüstungsbetrirebe V€lr­
w~ndet worden ist und nicht entsprechende 
Aufträge erhalten hat. Nun !sind diese' Auf­
tl'äg,e in besClhaeunigtem Tempo ausgeführt 
worden, infolge des Zusammenbruches war 
eis aber nicht mehrmöglieh, di'e Kosten rur 
diese Rüsrtung,slieferup.gen aufzubringen, be­
ziehungsweise dJ'e, 'Zahlungen für dies'e 
Kosteu.zu erlangen. Bei· manchen größeren 

Unter,nehmungen !sfud .m'elSie a'UJS'StiLnldigen Be­
träge. in d1e Hunderttausende und .i:n die 
Millionen Mark gegangen. Nachdem n'UIl die,se 
Kosten uneinbringHch ,g~eworden sind, konn­
ten ... dies,e größeren 'iIIldustriellen Betriebe 
natürlich auch die ,Gläubiger meht mehr 
bez.ruhlen. Sie Imußten den SwbLiefEl\!'anten 
schuldig hleiben, weil ,sie sonst ~ahluugs­
unfähig ge,worden wären und nicht mehr 
hätten weiterarbeiten können.-

Damals sind nun. in diesem Ge,setz HUls­
maßnahmen lestge'legt worden, inSlbesondere 
in der .Richtung, daß gegen ISOlchl6' Ischutz­
würdig,e Untemelhmungen: eine K:liage und 
teine !Exekution: nicht geführt werden k.ann, 
Isondern aufgeschoben werden muß. Als End­
termin für diese HHEsmaßnahmen hat dieses 
Gesetz vom 24. Juli 1946 den 30. Juru 1947 
vorgesehen. Man tbat damals die ,Erwartung 
gehegt, daß 'inf.olge der ß.esserung der wirt­
schaftlichen 'Verhältnisse di.eReg,elung der 
ganZien Auseina!llde'r.Stet~ung zwischen den 
Rüstungsunterll'ethmung,en, ,beziehung.swe'i.s'e 
zwischen dem Deutschen Reich und d,en In­
dustrien :slch[l)ell1er erfolg.en kann, !als res tat­
'sächlich d'er Fall ge'wesen 'ist. nie, wirtschaft­
lichen Vl6rhältn~Slse haben aber 'keine Ver­
beSSle,ruDg, isondern eher ,einen Rückschlag 
erIahien, da .durch die bekannten Schwier:ig­
keiten im ,arbgelauf.enen Wint~r die Le~stungs­
fähigkeit der Betriebe starkeiu,geschränkt 
worden ,ist. 

Ers besteht die AJussicM, daß ,im ua:ufle, des 
heurigen Jahres und der ,ersten Hälfte de,s 
nächsten Jahreis die Verhältnis,se doch ISO weit 
geregelt lsem werden, daß man mU dem 
Theuen T'ermilll" der nie·r mit dem 30 .. Juni 
1948 f'e:stged-e,gt ist, wird durchkommen 
können. ner GesetzetSlbesohluß, der, wie ich 
'erwähnt ;h·abe, nur ,eine ,Fr.iJstverläl1g,erung 
zum Inhalt hat, indem im § 1 ,fe,slg,esetzt wird, 
daß die im aUen iGe,sen vorkommenden 
Worte ,,30. Juni 1947" durch· die Worte 
,,30. Juni 1948", be~iehungsweitSle ,,1. JulJi 
1947" durch ,,1. Juli 1948'" 'zu er.setzen sind, 
:sollal,so in, diesem SiIIl.ue angenommen wer­
den. 

Ich be a n t rage, .gegen das vom National­
Tlat beschlossene Gelsetz über proZleß- und 
exekutiollJSroohtliche, Sonder.besUmmungen 
für schutzwüro'ige Unterne,hmungenk e ·i n ,e n 
Ei n!sp ru c h zu eflheben. 

* 
Gegen den 'Geset~esbeSC'hluß wird k ,e i n 

E ,i n s, p ru c 'h 'erhdbeDr. 

Her 6. Punkt der Tagesordnung ,ist der Ge­
setzesoo,schluß de:s \Nationalrates 'Vom 18. Juni 
1947 über die Wiederherstellung des 
österreichischen Rechtes aul dem Gebiete des 
Gesundheitswesens. 

41 
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!Berichterstatter Enzlelder: H()her Bundes­
rat! Das Bundesgesetz übe'r die Wiederher­
st'ellung dlßs österreichisch'en Rechte.s .auf dem 
Gebiete des Gesundheitsw.esens ist ein wich­
tiges Ge'setz ,im gesetzli:chen Neuauf,bau öster­
reichs. Die natio.nailisozial~st~sche,n lGesetz-e 
rü ber Ge,sundheltSfWesen waren schlecht, unso­
zial 1l'lld ließen außerdem der 'Kur.pfuscher·ei 
und dergleichen. Tütund Tor -offen. 

Bei der F,assung dieselS tGesetzes ergaben 
sich große· Schwierigkeiten, da ,sich 1m Natio-

. nalrat e,beuso wie .im Ausschuß des Bundes­
rate.s kein Arzt und kein ,sonstige:t .Sachkun­
d.iger befindet. niese Schwierigkeiten konn­
ten durch die Hilfe und Mitarbeit d'es/Bundes­
mtn.isteriums 1ür ,soziale Verwaltung und der 
Ge.s11Il!dhe~tsoohördeID., namentlic.h auch durch 
die UnteI'lstützung delS! Oelsundlre.its,a:mtes ·der 
Stoo.'t Wi'en, überwuniten werden. 

Her AusSlChuß für soziale Verwaltung de.s 
Nati-onalrates hat di,eSle ,schwierige Materie 
gut durchgearbeitet, und D'unliegt d'em Hohen 
Bundesrat ein tGeeetz vor, welch·es· .in allen 
Kreisen der ä.sterveiehoiSClheu Bevölkerung 
großen Anklang finden wird. 

Durch den Artikel I werd·e,n ·für den· Be­
reich der Republik österreich folgende Ge­
setz.e und Verordnungen ,auf.g,ehoben: 

1. Das ,Gesetz IÜber di,e berufsmäßige Aus­
übung der Heilkunde ohne, Bestallung, also 
das Heilprailüikerge,setz. - Über die..,en 
Pookt wurde 'heute vormittag irp Ausschuß 
des Bundesrates ein·e ,lebhaUe De.batte ge­
führt. 

2. Di'e V'e·rordIlung übe'r die EinFührung des 
Hebammenge-setzes vom 16. Dezember 19-19, 
wozu in der Nazizeit si'eben Durchführungs­
verordnungen e'fJa,s.sen wurden. 

3. Die -erste Verordnung zum Gesetz über 
die Verpachtung und Verwaltungöffeutlicher 
Apotheken Isowie andeve Vorschriften üblr 
die Regelun:g des Apoth·ekenwesens. 

4. Die Erlässe de.s Führers über das Sani­
täts- und Gesund:heHswe,sen vom 28. Juli 
1942 und über d~e Ernennung ·eines Rei,chs-' 
kommilSlsa:r:s für das SaIu'irtätSl- und Ge'Slund­
he1tsweseu. 

5. Di,e auf Grund d·e·r Verordnung über die 
Polizei verordnungen der Re-ich~minister er­
lassenen Verordnu.n.gen IÜber die Abgabe von 
Leberpräparat'en und ande·ren Arzneimitteln. 

6. Teile der Verordnung zur Einführung 
reichsrechtliCiher VOflsohriften zur Bekämp­
fung. übertragbarer KranikheH'en. 

Dafür treten .gemäß Artikel II fol.gende Ge­
setze und Verordnungen, welche durch die im 
Artikel I a.ngeführten -Gesetze und Verord­
nung,en aufg,ehoben worden sind, wieder in 
Kraft: 

1. D.aS! Bund~esetz vom 2. Juli 1925, betre·f­
'fend di'e Regelung .des Hebammenwe;Sel].'s. 
Dieses Gesetz, in dem die- Ausübung des Heb­
.ammenberufsst'!liIldes g·enau ,erläutert wird., 
besagt·.in ise-iner neuen Fassung unter an­
derem: Jed'e- Schwangere i:st v·erpflichtet, zur 
Geburt und zur Versorgung des Kindes Heb­
ammenbeoilstand beizuzi,ehen, sofern ein sol­
cher erreiClhbar itg,t. 

2. Die Verordnuug, betreffend' die Errich-
tung von Hebammengremien. . 

3. Die Unterri,Clht'sor.dnung für Bundeshe\)­
ammenlehranstalten. 

4. nie Verordnung, womit ·eine neue 
Dienstordnung rur Hebammen erlassen 
wurde. 

5. Das ,Gesetz vom 14. April 1913, ,betref­
fend die V'erhütung und Bekämpfung über­
tragbarer Krankheiten. Hierbei wird genau 
lestge1.egt, welche IÜbe·rtragbareu Krankheiten 
anzoeige'pflichtig .sind, und es werdlß'll gegen­
über dem alten österreichiS1(;hen Ge,setz einige 
dem Gesundheitswesen f,örderliche Änderun­
gen vorgenommen. 

Artikel III behandelt d1i:e Vorschriften zur 
Bekämpfung der Tuber1kulose. 

Der Artikel IV enthält unter anderem 
Strafhes.timmungen. 

Schließlich wird durch Artikel V mit der 
Vollziehung die,s'es Glesetzes' das Bundesmini­
stel"ium .für :soziale Verw.altung und, ,soweit 
sein Wir!kungskrei,s in Betracht kommt, das 
Bundes:min.1sterium für Justiz ,betraut. 

Hoher Bundesrat! Doer AUlSlSCIhuß für Ver­
falssun.gs- und Rechtsangelegenheiten hat sich 
heute vormittag in .seiner Sitzung mit dem 
vorliegenden o.esletz aUlSfühnlich befaßt. In 
-sein-em Namen er'suehe ich d·en Hohen Bun­
desrat, dem Geosetz.e:sbeschluß des Natiollal­
rate's die, Zustimmung niCihtzu /Verweigern. 

Bund·esrat Dr. Lugmayer:· Hoher Bundes­
rat! E,s ist ·ein altes SpriCihwort: .Man ;soll nie 
das Kind mit dem Bade ausschütten. Im Ar­
tikel I de.s uns vorliegenden ·Gesetzes sind 
wir aber, glaube ich, W8JS rue Heilpraktiker 
betrifft, teilweise diuan,. ein Kind! mit dem 
Bad'e aus'zuscbüttoo. Es ,ist jedem Menschen 
bekannt, ·d·aß ·es beti den Ä'rzten gehOtrene und 
:sturl.iterte Ärzte gibt. Die· ärztliche Kunst ist 
ja zunächst eine Wi,sSlenschaft, dann aber 
'ebenso ein·e Kunst, ein·e, Veranlagung. Der 
eine' Mens.ch, der die ärztliche -Kuust ausübt, 
ist eben fn besond·erer Weise., beroMgt, Krank­
heiten, d/l!s heißt Abweichungen im Organis­
mus,zu erkennen, festzusteHen und IZU be­
handeln. Diese ·besondere Begabung ist nicht 
nur .auf jen.e MeIlJSChen besch:ränlkt, denen es 
gelingt, I ihre Studien zu vollenden und die 
ärztli·che iLaufbahn zu ergrei·f·en, die- ja auch 
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bei unseren heutigen V,erhältn~ssen, man darf, Um aber D'ach diesen ;allgemeinen Ausfüh­
wohl 'sagen, 'Zu den teuersten Laufbahnen I rungen IZU dem vorlieg-enden Gesetz zu kom­
zählt, die es gibt, sondern d·iese, Begabungen I men:: Es wird das sogenannte Heilpraktiker­
g~hen weit über den h,eutigen Ärztestand geslet~ aufgehoben. Ob ,der Ausdruck HeH­
lllnaus. ' pr,aktiker besonde:r.Sl gut ~ewähllt tilst, wollen 

Es handelt lsich dabei um keine wund,er-I wir d31h~este:.lt sein laSls~. ,Dies~ sog~­
bar'en,sondern um ziemlich alltägliche Er- naun~e "FÜlhr~r -.Q~etz be.~lm~te :se~ner'ZeIt, 
scheinungen. Genau dasselbe ist de'r Fall bei dafj Jene HeIlpraktiker, dle dIe HeIlkunde, 
einem begabten Mu:sfker,. der nie Noten ge- ohne '~lls Arzt .best,e~lt zu ~in, ~usüben wol­
l'ernt hat und der trotzdem imstande :ist, eine len, emer Erlaubms bed'U~fen. Es wurde 
Melodie, ,di.e man ihm VOI'lsi:ngt, rotort auf weüe~ .fe,stgesteUt, dtaß eme lsolche Er­
seine Geige oder Zieihharmonika zu trans- laubms m Zukunft nur mehr in ganz beson­
ponieren. Genau lsolche Erscheinullgen gibt ders begründeten Fällen gegeben wilrd~ Eine 
es in der Gedächtniskunst, wo gewisse Men- s?lche. g,esetzlic~e' :Belsti~mun,g würde -s1ch 
scheu. d'iel höchsten Ziff,ern im Kopf multi- ~'lgent~leh . vQl~stand.1g ~IH~ :dem decken, waos 
pHziereu können, wozu 'Prof'essoren der Ma- ICh mIr a1s eme v,ernu1nfhge Regelung VOF­

thematik oft nicht in diesem Ausmaß befähigt :stell~n kwu. 
sind. Di'ese El'ISClheinungen Isi!lld nicht einmal LeIder muß ·das Gesetz aufgeboben werden, 
auf die Menschheit .beschränkt. Wir finden sie well es vom u.aVwnal!sozialisHsC'h>en rGeis,t ver­
auch in der 'l'ierp_sychologie. Dort 'Sind uns seuc.ht ist,. weil d,arin auch die. Bestimmung 
solche El'Iscbeiuungen ,sebr vertraut. Wir -enthalten lIst, daß solche Menschen politisch 
sprecheu in der Tie1.'lps:ychoJ..ogie vQmsoge- einwandfrei und daß sie d,eutschen oder art­
nannten Heimfimdeverll1lögen. Der. bekannte v~r'Wandten Blutes sein müssen. Solche Be­
rfierpsychologe iBaJStian Sehmiderzä1hlt von stuumungen sind natürlich nach uns,e'rer Auf­
flinem Fall, der auch ·belegt iSJt daß ein: Pferd fa.Slsung unmöglich. NiClht aber ist die mate­
von .seinem Stall i ast 200 km i~ das lManöver- flieHe Regelung unmöglWh. 
gebiet transporUe·rt wurde. Am dritten Tag Wir Istehen al,SO vor der Tatsache, daß das 
warf eS! den Ulanen, den es getragen 'hatte, Gesetz aufgehohen werden mu~. Nach 'S-eoiner 
ab und kehrte in ,seinen Stall ~uvück wo es Aufhebung bestehen aber keme Schutzbe­
dr-ei Tage darauf eingetroffen ist.' Jeder stimmungen 'ÜÜr dtese -Gruppe von :Menschen. 
Mensch, der dies das er,sie Mal hört wird Wir haben allerdings, wie harifie, bereits im 
sagen, dies grenzt ans Wunderbare. In 'Wirk- Ausschuß sehr sClhön hervorgehob8'lli wurde, 
lichkeit' ~st di'8S1 gar nichts anderes ,aLs der die Überleitun{:p~bestimmungen des Arti­
Ausdruck gewisser, psyClhologisßher und phy- keJs IV, wodlu.rch bei einer vernünftigen 
siologi,sClher Oesetzmäßig;keiten die ,be'im Handhabung ,zweifellos auch l\T'erhindert wer­
tierischen: Organismus - und der mensch- den wird, daß Menschen, die diese Tätigkeit 
liehe Organismus geihört auch dazu _ vor- bisher g,esetzlich ausgeübt ha'ben, nun einer 
han,den sind. ungesetzHchen Beschäftigung nachgehen. nas 

Meine sehr 'v,erehrten Herren! Aufgabe 
einer GeseHsehafbs1eitung ist es Iselbstver­
ständlich, solche Sonderbe:gabungen nicht zu 
unterdrücken und ausz~Clhalten, ,sondern sie 
für das Gan.ZJe ,fruchtbar zu ma,chen, und zwar 
'Sowohl 'für das Erkenueu der Kran!krheiteu 
wie auch für die Therapie, für die" Heilung. 

Hoher BlIDdelsrat! Ich weiß, daß in öster­
reich seit Jahrzehnten die Stellungnahme: zu 
dieser Frage, :spezieJ.l unte'r den Ärzten, ver­
sClhiedenist. Es gibt bei den Ärzten und 
Nicht-Ärzten zwei Auffassung,eu. Die< eine 
will es einfach nictht sehen .llD.td glaubt, etwas 
beseitigen zu kJÖnn·en, wenn man es eben nicht 
sehen will. Die andere AuUassUing, die, wie 
mir vor!kommt, dtie einzig wissenschaftliche 
ist, besteht darin, daß man solche Fälle sta­
tis.usch f·eststeUt - das ~st das el'lste, was jede 
Wissenschaft zu tun· hat - und! v,el'lsuCihl, sie 
zuerklären.El'IkläI"etn. heißt lD:ic>hts anderesI, 
als eine Te.He!l'IS1CJheinuDg in ,eilne .größere Ord­
nung einzufügen.. Das ist dllie Aufgabe der 
Psychologen und PhYl8oiologen. 

1st Ja ,in Ord1nung, aber ich glaube- nicht, 
daß die, übedeitungsbestimmung,en genügen, 
denn nach Abloof der ÜbergangsZleit haben 
wir dann keinedei Möglichkeiten mehr, die 
Begabung solch·er Menschen für uns lirgend­
wi,e nutzbar zu machen. 

Sie wissen, wie der Zustand ibis h·eute war, 
bevor es zum Heilpralktikergesetz geikommen 
ist. Di,e Ärzte, die zur Beobachtnmg aller 
diese-r EI'IsCJhed:nung-en i,n erster Linie in Be­
tr,acht kommen, haoon ,emen veroschiedenen 
Standpunkt dazu eingenommen. Die einen 
haben :solche besonde:r.sbegabte Menschen in 
der Hinsicht ge'föfldiert, daß sie ihnen sogar 
Patienten überantwortet und dadurch ihre 
Tätig-k,eit gedeckt haoon. In anderen Fällen, 
wenn dies·e Ärzte weniger großzügi.ge Men­
'Sc.hen waren - ,eine lsolche mangelnd·e Groß­
zügigkeit finden wir ja in ,allen SClhdchten -, 
ha,ben ,sie, weH ihnen dies unangenehm war, 
gegen j.ene', die MeIllSchen tatsächlich mit Er­
foLg geheliJt hatten, die Anzeige erstattet, 1800 

daß diese Sond,ell'beg.abten Isogar eingespe'rrt 
wurden. Od,er aber ma'll hat dien dritten Aus-
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weg gefunden, der in v.ie'1e'11 Ländern, n1atür'­
lich auch bei .uns, eiiUte ,aHm starre Ge's:etz­
gebungru. milltdle'I'u ims1lantde ist, indem man 
nach dem Gf!Unld!sl~üz hlandelt: V'erwalbumg ist 
gleli~h OI'ldm!UlIllg pl'lliSi SClhlamperei, und !solche 
Anzeigell.1 ;in der Akten.ablage läßt un!Cl,ednl~ach 
nicht behandeH. Das ist ja auch vernünftig, 
aber, meine Herren, ,es demoraUsiert natür­
lich, 'Wenn man g·esetzlicdIe ßestimmuulg,en, die 
nun einmal best'ehen, n~cht haI1Idlhabt, ISO ver­
nün:ftig die Sachel in ·einZlelnen ,solchen Fällen 
ja ,sicher list. 

naher, meine Herren, müssen wir d'aran 
denken, daß wir zu einer mdentBchen, e-iner 
gese'tzlichen Regelung dieser Erscheinung 
kommen., Es iig,t .also 'zunäClbst notwen.dlig, 
steH,e ich mir vor, eine Erhebung IÜher den 
Umfang des: sogenannten HeHpraktikertums 
anzustellen·, wie es sich bils, heute entwickelt 
hat. Eine :solche ÜbeI'lsticht besteht, glaube· ich, 
noch nicht, soThSlt hätte man wa:hr,sc'heinlich 
aUis dem Munde der VleMtreter d·es Sozial­
min~steriums schon einigle nähere Angaben 
darüber ,erhalten. Es wäre ,also erstens not­
wendig, daß man ,si'clh über den KTei,s 
jene:r Personen im lklar,en ils't, die, ohne die 
vorgeschriebene' ärZItliche rLaufbalin zu Ende 
gegangen ZIU sein, .infOilg·e ,ihrer be!sond·eren 
ß,eogabung Krankheiten mit zwe1ifleoUosem Er­
folg zu erk'enuen und, zu behandeln in d'eT 
Lage :sind, und zweti!·elliSt wäre der nächste 
Schritt nach dieser vOl'lbere'itenden Maß­
nahme die Sicherung ihre,r Z'ahl. 

D'iese 'gelsetzlliche Sicherung habe' j"h mir 
erhiubt, in einer IE n t ·S c .h I ,i e ß u n g an den 
Herrn Sozialmini,ster zusammenzulassen, in 
der ich auch die allgemeinen Gründe dafür 
slage. Die ,Entschließung lautet (liest): 

"D er Sozialmi'Dl~ster wird ,e,rsuc:ht, eillie 
Gese'tZlesv.orlagte, 'aUisruarbei,ten, die dem 
medizdruischen Sooo'erbegtaibungen bei Per­
:sonen Re'clhnung trägt, di·enicht in de-r 
Lage Sind, dem normalien med:izinis,ch­
w~SlSielllJStoh~aft:ldch'en Arus blilldungsgang tdurc;h­
zum aClhen , damit !SIOwohl dt'e Nutzbar­
machun,g dielser Sonde,rbelgabuDg€ln 1~tJ.S 
auch die wi:sSlen:sclhaftl:iohe Kontrolle, ge­
wahrt bleibt." 
Eine wissens.chaftliche Kontrolle aUer die­

Seil" Erscheinungen braucthen wir unbedingt. 
Wi.r brauchen sie nicht nur deshalb, damit wir 
a'lllSi wissenschaftlichen Oründ,en über <He 
Sache informi,ert sind, reoudel'ln sie ist auch 
zum Schutz de.r mens:ehlichen Oesellschaft 
notwend'ig, de'nn IselbstIVerständ~ioh k,öwlen 
solche Sonderbegabungen .auch vorgespiegelt 
werden, vor allem bei' :suggesHven Kräften, 
die ja v.ersehied,ene dieser Meuooh,en auch 
haben, und unter ,einer Emhallage von großen 
Worten, Wli'e dieg' ebenfalLs immer vorkommt. 
Das ,abe'r ·muß vermieden we,td·en, !Und man 

k,ann es nur dann ve,rmeidien, wenn 'eben 
,eine wirkliche, ,eine! rgeeetzUche Regelung er­
folgt und eine Aufslicht :besteht. E;s list nicht 
notwendig, glaube ieih, ,sich heute· übe-r diese 
Auflsictht in iEtinzel:hetirten zu verlier,en. 

E,s wiro al,so AlUfgabe des, Min.isteriums für 
soziale V.eI'waltung tSteiLn" ISli:ch mit dies,er Ma­
terie und ihrer g,es'ebJliche.n Reg.elung zu 1Je­
faSisen. 

Bund,eoSraJt Dr. Hiermann: Hohes Haus! Die 
Ausführungen meines He'rr:l1 Vorredners 
h.aben ü(bterlaws VIi:e!L für !sich; dieSle Konzession 
möchte iClh glei'Clh VlOlrwegnehimen. ,Wir haben 
uns heube im A!lllS'Schuß übe.r diese. Angele­
genheit saehloiciliJ unterhalten und .halben die 
versehied,euen rStandp.unkt'e spl'ioohen ,l'alsse'll, 
die bei dd:eser 'Firage auftauchen können. 

I,ch Is:elbst hi,n dabei zunächst von der rein 
rechtlichen Situatl10n .ausgegangen" die, sich für 
uUts durch das neue tGeseotz ergibt, und habe 
vor allem 'festgestellt, daß das Ge,setz g,egen­
übe,r der ufosprünglicheu Regierungsvorlage 
durch die Beratungen im Ausschuß g,erade 
.~insichtli.ch des'Punktes der Sonderbegabun­
gen eline ÄnderlUng ·erfahren that. 

Die Ändernmg bestelhtt da'l'in, ,daß, wälhil.'end 
in der Reg,ioerungsvorlag,e kein Ze'itpunkt 
genannt war, mit dem die Her.echtligungen 
der HeilpraktikJer e,r!öschen, nunmehr dem 
ursprüngl'i.chen Absatz (1) des Artilke1s IV ein 
Absatz Vorgesetzt wurde, in dfern ,es. heißt 
(liest): ,~Dieo ,auf Grund des Heilp.flaktiik'~r­
ge'setze·s wrHehenten Bere'chtigrungen .stind er­
loschen." Sie erlöschen also vermutlich 'in dem 
Moment, in dem das Gesetz in IKraft tritt. 
Dann 'geht 'es nach dle!m Wortlaut dies ur­
sprüngliohen Absatz.es (1) wetter, in dem es 
heißt (He'st): ,~Das :Bundesmlinisterium für 
soziale V,erWlaJItung wird ,ermächtigt, Üb.er­
l;e'itungsvorsch'riften für ,Personen, die ihr,e 
bisherige TäUgkeit :auf dem .Gebiete des Ge­
sundheitswes,ens, lD.·ach den. wieder in Kraft 
gesetzten YOI'lS'chri.ften nioht mehr alUsüben 
dürfen, ,sowie 'sonstige Überg.augsvoI"sehrH­
ten !im eEinv,ernehmen m!i.t den beteiligten 
Bund!esmintsterien mit Verordnun,g 'zu er­
la·ssen." 

Nun, dies: mag ei!UJ gew:iStsel" Schönh~itg­
feMel' sein. Ich glaube, bei dieser >Gelegen­
heit müssen wir vieHeicht überhaupt eine 
Kritik an dem Gesletz anbring·en, obwohl wir 
nicht Anspruch darauf ,e:l"heben, dabei birs zur 
äußersten Konsequenz schreiten zu wollen; 
nämlich enn1e Kritik dahin, daß dielse Rege­
lung den Geg·enstantd zunächlSt nicht nach der 
Seilte de'r lBe,reclIt~g;ung zur weiteren Aus­
übung d,er HeHpr,aktik.an sich behande!lt, :son­
dern. eine IsoziaJ1e' Ftfiage, scbafft, und ZWlar ge­
rade durch die Aumte'bung der VIOI'ISlclhriften, 
die .das .Gesetz ~edügt, weil rsie den HeHp'rak­
tillm:r nach dem roh.en Wortlaut de,s -Gesetzes 
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zunächst um seine EXlrstenz br.ingt. E,s wäre 
viel richt4ger und .StChöner gewesen, die Be­
rechtigung nicht mit dem Inkrafttreten des 
GesetZ/eiS! etrl1öSClhen zu !LaSISl9ill, ISiOndernmit 
einem absehba:r:en Zeitpunkt, bis zu dem man 
auch die AusfÜihrungsvor:sehrHteu auf dem 
Wege der normalen Ge:se'tzgebung ohne Inan-

• spruchnahme d,es Ve.rordnungsweges hätte 
machen·,können. 

Das i:8t lelilder niClht :\ge:schehen, und ISO 
finden !Wir hier dile Regelung ins ,rudmiui­
strat::ive Vedalhren v,er,sc!hoben und dem Bun­
desministerium im ,Weg·e der Verordnung 
übertrugen. 

B·etrachten Wlir dias Problem also zunächst 
bloß von der Seite eines ,geordneten und 
möglichst umsichtigen V-er'WaltuDJgSIV~rfah­
r·ens her IUlld trachten wir, hier die tGeSiichts­
punkte, die riClhtig und möglich ;~ind, .einzu­
bauen :und ISipll'ecili.lertl ZlU lassen, dann wäre les., 
Wlie ich heute früh· im Ausschuß dargelegt 
habe, das' Richtigste, wenn man in diieser 
Frag.e die ruständigen Lande1sgelsundheits­
ämter SlO ,ei'11'Sohalten WÜirtde, daß 'si'e lVon Haus 
aus auch lin der Frage mitsprec:hen, ~ür wen, 
in welchem Umfang und bis zu welchem Zeit­
punkt man ,die'se HeHpra'ktikerberechtigungen 
weiter gelten läßt; und dab~ werd:en vor 
aUem di'e Momente, die Herr Professor IL u g­
in a y e r hier in den v.ordergrund g·erückt 
hat, berücksiClhtigt werden k'önnen, denn da­
mit w.erd:en .dli·e Sonderbegabungen erf.aßbar, 
die lokal vo.n Bedeutung Isind; und es geht ja 
,schl!i:eßlich und endlich auch pr:a:ktisc:h dar­
um, daß wü·r j,etzt nicht einen größeren Kreis 
bekannter Leute irgendwie umbring'en wollen 
und soUen. 

Das Problem äst von HeI"rn 'Professor 
L ugmayer dahin ,g,estellt worden, daß es 
um Sonderbegabungeu ,geht. Er hat davon ge­
sprochen, d1aß mall' Begabungen sehließEch 
und endllich niClht unterbinden kann, dennsi-e 
sind e.inmal 'Vorhanden. Alu! anderen Ge'bie­
ten werden solche iBegabungen ja gewiß leb­
haft unterbunden~ Wir würd.en zum Beispi!el 
wahrscheinlich aus dem Kfoels der Volks­
partei .keine Zustimmung hören, wenn, w.ir 
hier etwa d~e Frage· der GewerbeberechH­
gungen anschneiden und auch M,er in ähn­
licher :Weise dafür ,eintreten würden, daß 
die natürlJich !Begabten dien .scheinbegabten 
unter 'aUen Umständen IUUd aboolut Igleichge­
stellt werden. Ich ·OOtte, dies nur so nehen­
bei; ich glaube, wk 'V'eTstehen UllJS :StCho.n, 
worauf da,s hinaUisginge. Ke,hren wir als.() 
nach dieser 'Abs~hweifung zu uniserem Gegen­
stand zurüdk. 

Wenn wir uns nun Gedanken machen, wie 
wir denn dieses Problem Wlirklich am zweck­
mäßigsten angehen ~önnten, dann müssen 
wir dabeil auuh UIllSiere srpe1zi.ellie öster-

reichisc'he Situabion oheflÜcksichtigen, denn 
hielr entsteht bei d.er g.r{)ßen VOI'!lie:oo, der 
ös-terreicherfür de'rartige BetäUgung.en die 
Gefahr, daß, wenn wir vielleicht 50 Sonderbe­
gabungen in ,ÖiSltelf'r·e1ch hiaben, wir nun durch 
eine gesetz~iche Regelung die Bahn für 5000 
freimachen, die dann Unfug trei'hen und ihr 
Wirlmn nicht in den Di-enst de.I" Allgemein­
helit stel'len, .sondlßrn Schaden stiften. (Zu­
stimmung.) Und de,shalb müßtee·ben, wie ich 
mit Wohlgefallenruus de·r Entschließung höre 
und wi'e d,er Herr IProf,essor ja auch ,sagt, die 
wissensohaf1Jli,che KontrolLe einsetzen. Ich sehe 
hier ein !soz.ialels Problem uaClh zwei Seiten 
hin, n.ach dier SeHe· der Heilpraktiker, aber 
auch nach der Seite de'r Ärzte. 

Meine Herren~ Veflgessen, wir nicht, wir 
werden in österreich in einigen Jahren durcih 
d-ie Heimkehrer wieder einen Anfall von 
Ärzten !in einem ganz großen Ausmaßer­
I'e:ben, die wohl g,ooau so viel und mehr Be­
fÜcl\)sichtig,ung v1el'dienoo ,alSI j,ene Mensclwn, 
die nach 1938 in g:r:ößerer Zahl durch die Ein­
führung reichsr,echtlicher Vo~s,ooriften Heil­
praktiker geworden sind. (Bunde,s.rat Po p u-
10 rum: Und daß wir um taus-end Ärzte z.u­
viel hahen!) 'Warten wir die' EntWlicklung ab. 
Ich möchte d.a voo Haus 'aus: vorsichtiger se111, 
aber ich hin der AuffasSiUng, daß wdr zwei'fel­
los einem Zustailld zutreiben, dlßr un's binnen 
kurzem, in ,ein, zwei, drei Jahren auch nach 
der Seite der Ä'fZJte Ihin zu äihnllichen 'Über­
legungen führt, wile wir sie: jetzt wegen de'f 
Heilpraktiker ans,tehlen. 

Ich habe bereits, v()rmittag auch auf ein 
anderes Moment hdng9'Wliesen. österreich ist 
heute ein Land, in d:em wir tUns große Ein­
n.ahmen aus dem Fremdenverkehr erwarten. 
Der Fremdenverkehr 'ist an Isich auf das· Aus­
land abges,lellt. Eine FehHeitung von Sonder-. 
begabungen gerade bei unserem hochent­
wick'eHen iUnd weiter zu entwickelnd·en Heil­
bäderwe'sen halte ich daher für überaus ge­
fährlich, und Hilf um ,SI<> gefährHCihJer, als d.ann 
solche MensClhen sehr leicht durch eine kun­
di.ge und wendige geschäftsbü·chtige Reklame 
herausgestellt werdtenkönnten, Isehr zmr 
Schädigun.g d'e,s 'österr,eiClhtisch-en .Ansehens im 
A,usland. 

I'ch möclhte· vmalletm dazu mteu, d'aß 
die übergangsvor:schdft.en, wie 1Sile das Ge­
setz vor.sieht, das soziale Moment w·e:it.gehend 
berücksichUgen mögen, und das wünschen 
wir ja, g.laube i-c:h, aHe. Auß·erdem .sollen sie 
eine Handhabe sein, die' Auswahl wirlklich 
so ZiU treUen, daß wir die Leute, die wert 
sind, weiter berlechHgt 'zu sein, auf IGrund der 
tatsächlichen Erfathrung-en :begünstigen und 
herüberretten, W&S uns eb~n ,auf diesem Ge­
biet odi,e lehlende Statistik mehr ode'r weniger 
ersetzen kann. nals wäre Isozusagen der erlste 
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SchrHt, der jebt dUl'I(')h die 'Ober,gangsmaß- gewertet werd'en könnte. (iB,eifalJIbei den 
nahmen, die das Gesetz aRlf dem Verord'- Sozialristen.) 
.nungswege vorsdeht, durchaus möglich ist und 
dersdcherlich auch gema(')ht werden wird. 

Wir !sind ,auch ,in der glücoklichen Lag,e, daß 
wir die Soooerbegabungen nicht laus Unhe­
kannten ZlU wählen brauchen, weil 'heute 
auf Grund der 'b1Siherigen 'Oesetzgehung 
wahrschelirnlich:sämUt(')he Sond,er begabungen 
als Heilpraktiker tätig sind. Wir trefien daher 
am ZIW;eckmäßigsten eine negative- Auswahl. 
Einmal mag dann auch der Zeitpunkt kom­
men, den Herr Professor Lugmayer bei !Seiner 
Gesamt,beurteilung des Problems vor sich 
,sieht, in dem man sich fr,agen muß, wie man 
jene Lwte behandeln wJrd, die in fünf oder 
zehn J ruh ren iherangewaooisen Isein und sich 
dann als ,solche Begabungen ,erweisen wer­
den. Jetzt laber haben wir keine Veranlassung, 
gerade diesen ,Prozeß 'zu beschleunigen. 

Ich bin mit Ihr,en Erhebun.gen, Herr Prü­
fessor, rl91stlos einverstanden. Diese sollen an-

Bericihterstatter Enzfelder (Schlußwort): 
Die Ausführungen d'e,s Herrn Bundesrates 
Dr. H i er man n haben deutlich geze~gt, daß 
die Regelung der Frage der Sonderbegabun­
gen ,einer ,späteren Zeit vor.behalten werden 
muß. Ich mÖe'hte nur kurz darauf hinwed.!sen, 
daß die Ents~h[d.'eßu:ng d'e's He-rm ,Professors 
L u ,g m a y,e r 'Vormittag im Ausschuß an­
gelehnt Wourd:e. 

* 
Geg,en den Gesetze,sobe-sohluß des, National­

rates wird k ein Ein ,9 p ru c ho er.hoben; 
der E n hlj-C h li !e, ß IU n g'sa, n t rag Dok­

tor L.u Ig,m :a y e, r wird an. g ,e:n 0 m m 'e n. 

oDer 7. Punld der Tagesordnung lautet: Ge­
setze'sheschluß de,s Nationalrates vom 2. Juli 
1947, betreffend das Bergbaulörderungs­
gesetz. 

[äßlich der Du.l'I(')hfÜlhrtmg dcr,eses ,aesetzes Berichterstatter Mayer: Hohes Haus! Wenn_ 
gepflogen werden, lSiiJe. :sind die Vor8lfbeit wir' vün Kohle und Ko'hlengewinmmg hören, 
für di,e Beurtei1run.g und für weitere Schritte. ,so ,erinnern wir uns mit Schaudern an die 
Da, glaube ich, !Sind wir uns alle einig; 'so hint-er un,s liegende ~ohlen'krd,se. Wir er­
weit müslsoen wir gehen. .Aberanderersoerits iunern uns nur ungern an die ,kaltenlJ3oetriebe, 
müssen wir uns nach der Sichtung des Ma- Büros, Werkstätten .oder :sonstigen Dienst­
terials Z'eit lassen und die iFrage dann:in aller räume, abe-r auch an runsere kalten Wohnlln­
Ruthe studieren, d'enn wir dürfen nicht vor.! gen: alles Folgeel'ls:cheinungen der herrs,chen­
eilig, ohne jede ,Erfahrung - ,es -i,ehU tlns den KohleonJkris,e. Daß sich die verantwort­
ja die Statistik auf diesem Gebiet - letzt 'Lichen Stellen dafür interessieren und nac.ll 
schon eine bundesgesetzUclhe R1egl9J:ung for- Möglichkeit Maßnahmen und' VOl'koorungen 

. dern. Von diesem lGesichtspunkt aus, '~aube treffen müssen, um neben dem Import von 
ich, :karun doem Vior.sclhlrug und d:eli E.not- Kohle auch aus dem eigenen Vaterland,e zu 
schließung nur ,selh'r hedmgt zugestimmt wer- -schöpfen, was möglich ist, .:ist daher eine 
den, nämHch lJlur ,in der Richtung, daß wir Selbstv'er,ständlichkeit. Nun ist das nicht alledn 

',gagen: die Erhebung,en Slind, zu machen, de'r o.adJUrch möglic'h, d-aß wir v,i'eUeicht durch 
Gesetzentwurf ß'Vientuel!l, ie.r,st später, Je nach weHaus größere Mehrleis!tungen unserer bra­
den :Erohebungen. ven Be'rgaflbeHer, dde unter d-en denkbar un-

Es wäre mir 'sehr lieb, wenn uns das 80- günstigsten Arbeitsbedingungen und der 
ziahninisterJum seinerz,eit nac,h Durchf,ührung sicherlich ungünsttgen Versorgungslage so­
dieser Verofldnungen ,seine Erfahrungen und wie unter dem Mangel an Kleidung und Be­
das Material belkanntogehen würde. Das ,schuhung oder unter desolaten maschineHen 
könnt'e durch eine Anfr:a:g,e des Bundesrates Einr:ichtungen zu leid:en haben ,und trotzdem 
im geeigneten Zeitpunkt 'erreicht werden. ihr -Ganzes herogeben, ,9'twas zu erreichen 

Ich glaube aber, uns. ,sleM gerade bei Lö.,. suchen, -sondern es müs,sen auch andere oMaß­
sung dieser Frage, auch no(')h eine weitere nahmen und Vorauss-etzungen ges.chaffen 
Aufgabe bevor - ich glaube, das gilt a'llch werd'en. 
für Ptof-e,ssor Lugmayer -, nämlich, daß wir Nun haben wir wohl ein Bergbaugesetz, da-g 
uns vieHeicht zu de'r Überl-egungents(')hließell, sich auch mit den Kohlengruben besclläftigt. 

,wie es 'zu ermöglichen wäre, gerad'e die Da aber darin für die heutige Zeit keine Be­
Sonder,begabten mit allen Förde-rungen, die stimmungen 'enthalten ,sind, wie wir ,si,B' jetzt 
sie verdienen, zeitg,emäß :einem Studium an brauchen, hat man -sie'h gesagt, daß wir hier 
der medizinischen Fakultät zuzuführen. D.as ein Überganogsgesetz sClhaffen müssen, um 
Problem wäre am besten d,amit ,gelöst, daß her:auszuohod'B'n, was mögllicih i,si, 'Und insbe­
der Sonderbegabte auch wirklich ein gra_?onder,e um uns ein gewisseis Re~ht zu ge'be'~, 
duierver Mediziner wird'. Das ist 'eine Sache Jene Anord:IltUngen zu trlBffen, die notwendIg 
die, .glaube loh, vieHed'~ht auf Grund der Er~ .sind, um ,eine Steigerung zu gewährleisten. 
hebungen und des Materials einmal eil1-! Wd.r haben imnmehr d:ieses Gesetz mit 
gehend und fruchtbringend Istud'i'er1 und aus- -seinen neun Paragraphen vor uns. Dieses Ge-
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setz enthäJ.ttkJare Begriffsbestimmungen und 
insbesondere ist darin ,ein.e VeI"einfac'hunO' 
der Zuständtgik1eit verankert,4ie, die raschest~ 
Durchführung de,s ,Oe!setzes und damit auch 
die be,zweckten Erleichterung-en auf diesem 
Gebiet ermöglicht. 

Im § 1 ,beißt es, daß das Bundesministerjum 
für Hanrdel und W:i·ederaufbau IÜber die all­
gemeinen Anordnrung,en des Bergbaugesetzes 
'hinausgehende Anordnungen treffen 'kann die 
dem Zweoke dienen, die Kohlenf,örderun~ lU 
erhöhen. ' b 

Her § 2 heSiagt, daß, wenn ein Unternelhmer 
also ein IBergbauberechtigter, den erteiHe~ 
Anordnungen nicht fristgerecht nachkommt' 
das Ministerium einen 'Werksleiter bestel1e~ 
Ikann, der verpflicMetist, die Anordnungen 
durchzuführen. Es i,st aber auch mög1rl.ch, daß 
dem Unternehmer die lBergbwberec:htiguIla 
entzogen wird. b 

!Kommt e·s zu ,einer Isolchen EntziehullO' 
-dann ist.im I§ 3 f,estgele,gt, daß tdi-e,Fortführu'l;~ 
des Betri-ebes 'vom Mind!ster wieder einer ae­
eigne'ten Person übe'rtragen werden ikann in­
sofern kteine dinglichen Lasten be,st'ehen ~er 
der Erwerber diese übernimmt. !SoUten dar­
ansaber irgend welche iDifferentZen entstehen 
so list in einem weiteren Absatz- dieses :Para~ 
graphen -die B.e,stimmung getro:llen, daß für 
den Fall, daß keine gütliche Verelinbarung 
zustande kommt, eine- g·erichtliche Fes:tstel­
lung d'er Entschädi.gungz'U heantr.a,gen ;i-st; 'auf 
das Verfahren sind dtie Bestimmungen des 
Eisenba:hnent-eignung.sgesetzessinngemäß an­
zuwenden. 

Der § 4 besc:häftigt isiah dmnit, daß es aUen'­
faUs notwendi:g i:st, zur Förderung der Kohl,eu­
gewinnung neben der Ber,eüs-tellung Vton Ar­
,belitskräften auch die mat'erieUen Anlagen, 
Werkzeug·e, die' verschiedenen .anderen Be­
heUe und Einrichtungen zu beschaffen, die 
von Haus aus zur Steigerung der Kohlen­
gewinnoog 'erforderlich ,sind'. W'enn nun in 
Betrieben ,solche Ednr,ichtungen vorhanden 
sind, di'e dort nicht gebr.aucht werden, kön­
nen ,sie naClh diesem Paragraph.en vom Milli­
,sterium beaTIls<pruch:t werden, ebenso aber 
aueh, wenn sie dort einem Zwecke dlienen 
der wohl im aUgemeinoo WirtsClhaftsd,nttere.ss.~ 
gelege'll' ist, dem aber d'as höh-ere Interesse 
des .Bergbaues vorzuziehen ist. Hiefür kann 
Entgelt tgeboten oder aber, wenn der Eiaen­
fümer damit ·e,invel"standen ist, ein Kaut ge­
tätigt werden. SoUten sich daraus wieder 
Di:Iler'enzen erg,eben, 'so ist :in d.en Absätzten 
(3) UIl!d.(4) festgelegt, daß, wenn eine güt­
liche Einigung nJcht zustande kommt, über 
Antrag e1!n,es d~r' beid'en T,eile diRis Bundeos­
mini'srbe-rium für Handel und Wiederaufbau 
entsch-eidet, ob und linwie,weit ·einer der 
beiden A-ntragsteller Recht bekommt. 

Die Ermächbigung des Bundesministeriums 
.für Hand?l IlID.d Wiederaufbau wird im §5 
noch dahingebend erweitert, daß das Mini­
sterium .auohErzeuger beauftragen Ikanu, VOf­

d~in~lich für den Kohlenberghau benötigt.e 
Emf'lchtunglen, Maschinen und Werkzeuge 
h~rzu~teJ.l.en und! vielleicht andere! weniger 
w.lChhge Erzeugungen zurückZlustellen wenn 
die!SJ witelder im ·aHlgemeinle.n W,i,rt,sch.artsinter­
esse g.eleg,en ist. 

Von be,sonderer Wichtigkeit Jst bei all-en· 
diesen Fragen di'e Finanzierung. Hlier hat 
sich das .Ftinanzmini.sterium eing·e1schaltet. Es 
wird, im Getsetz ermächtigt, teinen Betrag von 
30 Millionen SchilJJing als Darlehen zur Förde­
rung der Kl{)hlengewinnung ZlU gewähren oder 
für ande'rweitig gewährte Darlehen die Haf­
tun.g dies Bundes als Bürge und ·Zath!,er zu 
übernehmen. Damit dies uicht ohne, Kon­
trolle vor ,sich geht, wird im zweiten Ahsatz 
des § 6 besbimmt, daß über die gewährten 
Da:cl'ehen und! übe'rnommenen iHaftungelflJ d.em 
Hauptausschuß de,s N.ationalrates -halbjährlich 
zu berichten :ist. 

§ 7 beschäftigt :sich ·mit -den Zuwiderhand­
lungen g·egen diese 'Bestimmungen - wie 
dies hei j,edem Gesetz der Fan ist - und 
setzt Strafen f,est für den F,all, daß die er­
lassenen Bescheide nicht eingehalten werden. 
Sofern die Zuwiderhandlungen ,nieht gericht­
lich strafbar sind, w.erden sie aJ,s Verwal­
tungsübertretungen von den zuständigen Be­
zirksverwaltungs-behördJen mit !Geldstr.afen 
bis zu 30.000 '8, beziehung.sweise mit Arrest 
b1s zu dre,i Monaten bestraft, und die Gegen­
stände werden .allenf;aUs für verfallen erklärt. 

Weil man weiß, daß war noch vielte Bode.fi­
schä,tze in' Ölsterreich haben, die geologisch 
zum Tei.l oder f.ast völlig erfol"Scht sand, wir{l 
in dem Ge.setz auch dIie Notwendigkeit be­
riicksichtigt, di'e F,örderung -der Gewinnung 
di'8ser Bod:ensClhä-tze seitens des Bundes finan­
ziell zou unterstützen. Dah-er kann - auch 
wieder mit Zustimmung des Nationalrates -
die Bundesregierung durch V,erordnung be­
'stimmen, daß die Gewinnung dieser anderen 
Bodenschätre aus unserem eigenen Vater­
land n.ach den gleichen Be,s·tdmmungen ge­
fördert wird, wenn dies im' aHgemeinen Wirt­
sC'hafts.interelssie geboten, erscheint. 

Dieses Gesetz ist tein Übergangsgesetz, wie 
ich schon einleitend sagte; ein Überga'l1gs­
ge,setz deshaltb, weil wir uns alle d'er Ho:1i­
TItung hingeben, daß die normale Entwiek­
lung der !GesamtwirtsClhaft·doch einer allge­
meinen Besserung zusteuern wird und' daß 
es doch möglich :sein wird, dieses "Ges·etz bis 
zum 31. März 194;9 wd'ooier .außer .Kraft treten 
zu lassen. 

Zur pr,akUsldhen Durcl:tführun:g di:e:ses Ge­
setzes wurde seitens des Staates die Berg-
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b~uDörderungsgesenschaft m. b. H. gegrÜllldet, 
dJ.e alle VQr,sorge treffen 'soU und Isiah über­
all oeinschalten muß, WO es _gilt, alles zu unter­
nehmen, die eriaßtenBodensc.hätz.e. ausgiebig 
zu fördern, bezJiehungsweise auszuhauen, die 
aber auch ihr ,A,u:genmerk darauf richten 
muß, daß ,irgendwelche Vorkommen, die 
nOCih itn unserer .Erde !SifJeClk,oo, wiJss'ensohaft­
lieh unter:sucht werden, damit auch diese 
gleichfalls gewonnen werden IköDtnen und 
ü belI'ihaupt .alles getan wird, w,as wesentHeh 
zum Wied,etfauf,sime;g des: Bergbaueis beiträg1. 

Der Ausschuß für wirt!schaftliche AnO'ö­
legenheiten hat ,in ,seiner D-eutigen SitZ~lg 
~q'esem Gesetz die Z.UJStimmung gegeben, ~"l,(l 
ICh st'ellen den A n t rag, der Hoh·e lBundes­
rat mögen ,gegen den Hesetzesbeschluß 
ke i n en IE ins pr u c ih erheben. 

* 
Der Antrag des BerdeMerstatter's wird 

angenommen. 

Es folgt als 8. Punkt der Tagesord.n\lIl!g d~r 
Gesetze:sbe!schluß das Natd()lDtalrates vom 
2. Juli 1947, 'betreff-end d1e 2. Paßgesetz­
Novelle. 

\BerichterstaHer ,Dr. Hiermann: Das Gesetz 
das uns ihier vorliegt, -Lst im wesentliehe~ 
eine Abänderung des §. 18 a deis Ge!setzes 
vom 12. !September '1945, St.G. BJ. Nr. 180, 
in der Fa,ssung, die es durc.h das Bund·e,s­
g.esetz vom 18. Juni: 1946, IB. G.ßl. Nr. 125, 
erh.altenhat. Und ·zwar soll im § 18 a der erste 
Satz gestrichen werd·en, welcher lautet (lie'st): 
"Ausreise- und EinreJ.sesiClhtvermerke für 

_ österreichische Staatsbürg,er dürfen nur für 
eine 'einmalig-e Reise ertent weoo1en." Das 
heißt: ästen,eiche!r, die !inls Au.sland r-eisen 
wollen;. müssen derzeit für jed-e einzelne Reise 
eine Sondergenehmigung einholen. 

Ich kann Ihnen heute- ron 'Bild daVion geben, 
wie es in der Paßstelle ,in der Teinfaltstraße 
zugeht. Ich kann Ihnen berichten, daß ich 
für jemanden interv-enieren wollte, d-er -ei:n 
Ansuchen einzubringen hatte- und de-r nicht 
-einmal >hi,s zu de'r Türe gekommen ist, weil 
zur Zeit des ,P-arteieln'VerkehJ.'ls dort iSO viele 
Leute angestellt warelll. Woher :kommt das? 
Da.s kommt daher, daß Personen, die auf 
Grund- geschäftlicher Beziehungen periodisch 
immer wieder ins A uslandre-tsen müss,en 
und dJ1e für die AbwickluIllg eines einzilgen 
Geschäftsf-alles me'hrere Reisen unternehmen 
müssefll., in jedem -einzelnen Fall hier wie­
d-erum einreü~hen müssen. Wir körunen Leute 
in 'irgend·einen KUl"ierdie-nst oo-er zum Bei­
spiet ,als Autobuschauffeur-e nicht einsetz-en, 
wenn Isie österr-eieher ,sind, da für jeden ein­
zelnenF.al1 immer wied-er angesucht werd-en 
müßte. Es ist dies -ein unsinniger Zu.stand, 

der dl8.durch entstanden :tst, daß seinerzeit 
über ISpezieUen Wunsc.h der Alliierten. ein 
,solcher IPaSlSiU!s in da's -Gesetz hineingeikom­
men ilst. 

Es [!stbegreiflich, daß man ,siCJh bemüht, 
den Zustand zu ändern; daS' hi-er vorUegende 
/Gesetz v-ers!Ucht dies. / 

Der N.ationalrat 'hat weiter im Zusammen­
hang mit diesem Gesetz 'zwei E on t:s chi i e­
ß u n g e- n -gel aßt, odIie folgenden Wortl'aut 
hahen (liest): 

1. 
"Die Bundesregieru.ng wird aufgefordert, 

nach Fühlungnahme und im Einv-ernehmen 
mit -dem Alliierten Rate 'eine Reglierungs­
vorlag,e einzubringen, die eine schrittweise 
R.ückkehr IZU den bewährtenösterreichi­
schen Rechts,sätzen übe-r di,e Zuständigkeit 
zur Ausstellung 'Von Reisepäss-en ermög­
lioht." 

2. 
"Die Bundesregierung wird aufgefordert 

z.u überprüfen, ob von der Ausstellung von 
Dringlichkeitsbes.chei'uigungen durch die 
Herren Bundesmini:s!!er bereits jetzt Ab­
stand genommen werden kann." 

DalZ!u möchte ich 'folgendes 'sag-en: Der 
pra.ktisch-e Vorgang ist der, daß die zuständi­
gen Kammern melist· schon vorher ihre Be­
fürwortung abgeben, damit eine Drin,glich­
k-eitsbe.soheinig.ung durch, den zuständl1g.en 
Herrn Bundesminister ausge,stellt werden 
kann. Mit ,die'sem VQfigang, wie wir ihn hier 
im Lande- handhaben uud der seinen -akten­
mäßigen Niederschlag in d,er Genehmigung 
d.es Bundesministers fiudet, könnte- -e:Si sein 
Bewenden haheu, so diaß auf GJ.'Iund -der Be­
fürwortung d'er zuständigen Kammer, also 
der Stelle, di,e aus ihrer unmittel-baren Ein­
sicht feststent, was notwendig ist, S'cho'll die 
Ausreisegenehmigung erteilt werdienkönnte. 

Ich .stelle den A n t rag, der Hohe 
Bund.esrat möge- geg-en de.n vorl'iegenden Ge­
setzesbe-schl:uß des Natio.nalrates keinen Ein­
wand e·rheben; ,er möge weiter die beiden 
von mir zur V-er,lesung gebrachten Ent· 
schlHeßungen des Nationalrates- auch zu d:::ll1 
se~uen mach-en. 

* 
Der IBundesrat .beschließt, .gegen den Ge­

setzeSibeschluß des Nationalrates ke ion e n 
E'i noS! pr u c -hzu -erheben und die beid-en 
E IIll t!S C h li le ß iU! :n1g e-!Il. a!Il z une h me 11:. 

9 •. Punkt der TageSiOrdnung ist der Ge·· 
eetzesbesch.luß des Nationalrates vom 2. Juli 
1947, betre-fi-end die Familienunterhaltsgesetz­
Novelle 1947, 
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BeriC'hterstatter Scheibengraf: Hoher Bun­
desrat! Has Bundesgesetz vom ,24. Juli 1945, 
St. -G.1B1. Nr. 106, betreffend drie EiD.lSchrän­
kung des Flamillienunrerhalltes, war nur bis 
30. Juni 1947 benrmstet. Die Oeset~eber 
waren d'er Mednu.ng, daß di,e Mächte" die im 
Kr,i-e:g für die Menschlichik'eit und 'für den 
Weltfrieden geikämpft haben, nach ,ih,rem 
Siege so rasch a-l,s möglich darangehen wer-

. den, vor allem ,joene österr.eiche-r na0h Hause 
zurückzuführen, di-e, wie in aller Welt be­
kanifit, nich,taus freien Stücken, tsondern un­
freiwillig in eine 'h'emde Armee, ,in ein frem­
des MiJ.itärsystem .gepTIeßt :worden- wa'ren 
und dort ihre IPflicht tun mußten. Um so 
eigenartiager muß uns die heutige Novene 
an mut'en , wo wir im dl'litten Jahre nach dem 
Schluß ,eines solch .furchtbaren 'Ringens aber­
mals ein Gesetz beschließen müssen, um 
jene zu unterstützen, deren Lieben irgendwo 
draußen in der W'elt sind. Aus die,sem An­
laß, glaubekh, ,ist es ang.ebracht, d'en Appell 
an jene zu richten, die ·für iFried·en und ,Frei­
heit gek.ämpft halben, ,sie mögen Frioo-en und 
Fl'Ieiheoit Jenen Menlschen zuteil weriden l:alssen, 
die wiral:s östeneicher in weiter Fem,e 
außerhalb UIl!serer 'Landesgrenzen wiss·en. 

In diesem Zusammen~lang wurdie, im Na­
tionalrat ·eine Reglierungsvorlage eingebracht 
und in· der SitzUJl!g des Ausschu.sses für 
so~iale Verwaltung am 20. Juni in Verhand­
lung gezogen. Den seinerzeitigeu. Anträgen 
der Abg. Rosa J 0 eh m a· n n 'Und Genossen, 
die darauf hina'UiSlde!fen, däes·e UnterstütZlungls­
bedürftigen unter ,i:lie Wir.kaung des Kriegs­
opfergesetzes zu steUen,eilüsprechend' ,ist 
auch der § 2 des nunmehr zur Beratung vor­
gelegten -Gesetzes· aJbge·f1aßt. 

Di'e in der Regi'erUIlig1SlVorlage aus,ge:setzte 
außerordentliche 'Beihilfe zum FiamHienunter­
halt von 10 S wurde auf 20 S ·erhöht; die,s, wird 
d'amit begründet, daß die geste,igerlen Le­
benshaltungskosten diese Erhöhung unbe­
dingt notwendig machen. Hag. Gesetz sieht 
vor., daß die außerordentlic.he Beihilfe mit 
1. JuLi in Kmlt treten ,soll. 

Im § 2 d,elsl Gesoetzes heißt es dann (Helst): 
"Ab 1. Jänner 1948 er.halten die Auge-:­

hörigen d!ef !HQch niClht heim.geke!h·rtel1l 
KdegJSlt-elilnelhiner vom Z!uständigen Land'es'­
.i:nv,alHdenamte wie dlie Hinter:bliebenen 
nach K~iegs:taeiLnehmern A'bs'Clhl:agszruhlun­
gen IlllaClh dem IGese:bz vom 12. JunJ 1945, 
Si. G. BI. Nr. 36, ,in ,Steiner jeweils geHenden 
FiaJSlSIU.I1g. " 

Das Ge:setz tI"iitt rückwirkend mit 1. Juli 
1947 in WirksamikeH. 

Der AUlStschuß ·für wirtschaftliche Angß­
legenheiten des Bunde'srate,s 'hat sich beute 
mit dem :Gesetz ,befaßt und keinen Einwand 

erhoben. Ich b,e an t ra g'e daher, der Hohe 
Bundesrat möge gegen dieses Geset.z eben­
f.a1ls'k einen IE i n '8 p ruch erheben. 

• 
Der Antl'iag wirda n gen 00 m me n. 

Der 10. Punkt der Tage,sordnung lautet: 
Ges-etzesbe:sclllluß de,s Nationalrates vom 
2. Juli 1947, betreff·end die Weinsteuernovelle 
1947. 

.Beric.hter,st,atter Dr. Ing. Lechner: Hohes 
Haus! Um vor allem für die Ileu aufkommen­
den' Mehranfol'lderungen an den Staats:haus­
halt eine :D.eek.ung zu finden, Uim weiter 
auclh Steuer.a'UJS/fäUe lUifid SteuermindeI'iUllogen 
auszugle'ic.heu,ist es unausweichliCih, neue, 
beziehungsw9Ii,s:e zusätzliche Einnahmoemög­
lichk9liten für den IStaat zu schaffen . .so kann 
es daher auC'h mcht au.sbleiben, d~ß Msherige 
SteuerqueHIßTI ,stärker herangez<>gen werd'e,n .. 
Die,s .ist in diesem Fall, den der ,gegenwärllige 
Gesetze'SlbeSClhluß d'es Nationalr.ates behandelt, 
umsl()lwen~gler bedenlkliClh,aLsi eiS! s.ich hier 
um einen nJiC'ht lebensnotwendigen Bedarf 
handelt und überdies, wenn ich vom We'sten 
aus sprechen d.ad, nur ·ein kileines Gebiet 
und ein enge,r Krel,s .stärker betroffen werden. 

Der vorliegende Gesetrze,sbe,schllJlß des Na­
tionalrates dec!kt :slch mit der Regi'erungs­
v'Ürlage, die tm Nationalr.at einge'brac.ht 
wurd:e, und rbeinlh:altet, Wiie -ich Ischon ein­
leit,end ,geSlag,t blabe, eine E-rhÖ'htmg d.er 'Wein!­
steuer, ,oozißlhung.s.we:i,se. eine Erhöhung des 
A ufbauzU!schl'ag·es zurW'einsteuer. 

.Daer § 1 d,esl Geselt7ie'sbeschlu'SIses be,S/agt, daß 
d.er AufbauzQJS'chla:g zur Weinsteuer für Most 
von bisher 90 ,g auf 2'90 S -pro Hektoliter 
und de,r Aufhauzusdhlag für Wein von bis­
her 8 Sauf 28 S e,rhöht wird, 'so daß wir 
a~so bei Most eine Oesamtsteue'rbelastung 
von 4 Sund be:i W,ein eine Gesamtsteuer­
belastung von 40 S pro Hektoliter haben. 

Im § 2 de,s Entwurfes i!st die .selbstver­
ständliche Folgerung daraus gezogen, daß 
vorhandene Wednvorräteeiner Nachbest'eue­
rung unterzogen werden. Es ist erste.ns die 
VerpfliC'htung ausgespruc:hen, daß die im 
freien Verkehr vorhandenen Mengen über 
ein Hektolite·r iIl!uerhalJb fünf Tage für die 
N achbesteu.erung angemeldet werden müssen, 
zweitens iSot in diesem Para.graphen ausge­
sprochen, daß -bei d,er NaC'hbestoeuerung ein 
ermäßigte'r Satz, nämlich. bßi MoOst .statt 
2'90 S 2 S, bei Weän statt 28 S 20 S erhobe<n 
wird. 

Ich habe ber:mts 'erwähnt, daß die An­
meldun.gs·pflicht, bezieh'11llgs.woeise Nachbe­
steuerungspflich.t ,sieh' nur auf Mengen über 
ein Hektoliter bezieht. Die Meldepflicht, be­
zi:eh ungsweise Nachbe,steuerungspfHch t trifft 

./ 
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ni~ht nur den Eigentümer, sondern leden 
Verwahrer von ISteuerpflichHgen Mo,st-, be­
·ziehung.sweise Weoinmengen. Zur w.eiteren 
Sicherung der Elrf'a'ssung der steuerpflich-
tigen, beziehungsweise naehbesteuerungs­
pflichtdgen Meng·en ist im weiteren nooh aus­
gesprochen, daß dte Melde'pflichiigen durch 
60 Tage einer be:sond:eren St'eueraufsicht 
unter,stellt sind und daher in besonde'rer 
Weise Erhebun.gen ooe:r NaClhf.orschungen aus­
g,esetzt sind. 

Das Gesetz, we,lcth'e!s die ErhÖlhung dies 
Aufbauzusch.Iages in dieSem Ausmaß mit sieb 
brim:gt, ,~SIt mit 31. Hezemher 1948 bel'firstet 
und ist 'Slomit auf den für den Wieldera'llfbau 
besonderserhöh,ten finanziellen Bed\arf des 
Staates abge,stellt. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Anw~­
legenheiteu hat .s:icth in der heuti.g·en Sitzung 
mit di,eSJem Gese'tzesheschluß befaßt und :stellt 
durch IIllich an da·s Hohe Ha'11!s den A TI! t rag, 
gegen diesen Ge,sebesbesClhJuß ik eine n 
E j n ;s p ru e h zu .erheben. 

* 

Der Antrag des BeriC'htel"stattel'!s wird a n­
genOommen. 

rEsf,ol,gt der 11. Punkt·derTlagesordnung: Ge­
setzesbeschluß d'es ,Natio.nalrates vom 2. Juli 
1947, betroeff·end Änderung des Aufbauzll­
schlages Zur Bier'Steuer und die Ertragsbetei­
ligung der Länder und der Stadt Wicn. 

Berli0hterstJatbeir Hr. lug, ~echner: Hohes 
Haus! Die gleichen ,staatsfi.nanz,iellen Not­
wendigkeHoo," die die vorhergehende Ge­
setzesvorlage hervorgerufen 'haben,m,egen 
auch di'esem ,GesetzelSbe,s·chluß zugrund'e, so 
daß ich auf. das Vorherg.e'8.agte verweisen 
kann, 

Der gegenständliche' Gesetzesbe:schlnß 
weicht 'von der Regierungsvorl.a.ge grund­
sätzlich darin ab, daß die· Regierungs­
vorlage vOorge'seh'en :hatte, die (ßliersteuer 
in de.n normal,en Steuers:ätzen ent­
sprechend zu erhöhen. Aus den gleichen 
Erwägungen, die beim Wehi.steuergesetz zur 
Efthöhl1l1rg des Auflbauzuschlages und ni~ht 
zur Erhöhung des St'euersatzes geführt haben, 
ist der Nationahat auch in diesem Gelsetzes­
besc'hluß dazu ,gekommen, die' Regierungsvor­
lage derart neu zu fassen, daß wie 
bei der Weinst euer auch bei de'r HieI"steuer 
nicht eine Erhöhung des normalen Steue·r­
satzes, sondern eine ,Erhöhung des Auf,bau­
zuschlages. vOftg,enommen w:ird. Das hat vor 
allem dels,halb oßed:eutung, weil die ,Erhöhung 
des Steuer'satzes Iselbstv'e':r;ständlich ei'ne 
dauerndlröhere Be'steuerung mit sich ge­
bracht hätte, wäih:r;end dlie ,Erhöhung' d'es Auf­
ibauzuschlag,es dn g,leieher Weise, wie sie 

beim Weinsteuerges'etz vorgesehen ist, ,einer 
zeit4ichen Be'8chränkung bis 31. .nezember 
1948 unterliegt. 

Die §§ 1 und.2 des !Gesetzes :sprechen au.;;, 
daß d,er bisherig.e Auflbauzuschlag zum Klein­
handelspreis von iBrier aufgehoben wird, daß 
aber bis 31. DeZiember 1948 an Stelle des 
bisherigen Aufball'zuscihlages von "10 Sein 
solc'her von 20 S je Hektoliter Igesetzt wird, 
SOo daß !sich be,ieiner durchschnittldchen nor­
malen Besteuerung des Bier,e's von 12 S mit 
dem AufbauzusohJ.ag CVI00 20 S ein.e Gesamt:­
belastung des Hektoliters .Bier von 32 S er­
gibt, g·egenüber einer Oesamtbelastung ,brom 
Wein von. 40 S 'pro He!ktoliter. 

In gleicher Weise, wie ·e;s beim Wei'Usteuer­
gesetlz v-orgesehen ist und wi'e lieh bereits 
ausg,e-führt. habe, wird auoh hier ausdrück­
liClh ausgesp'fochen., daß dieser erhobene Auf­
bauzuschlag mit 31. Derember 1948 befristet 
ist. Analog den Bestimmungen de,s W,eiu­
steuerge,setzes mußte sielbs.bveftständldch auch 
in di,esem Ge,setz für den ,e.l'1h.obenen Aufbau­
zuschlag eine NachbesteuerUßtg vor.gesehen 
werden. Die·se NachbeSiteuerung ist auch hier 
mit einem ermäßigte.n Satz geg,enüber d·em 

. normalen Aufbauzu,g,cib.lI.,ag festgesetzt woQTden, 
nämld.ch mit 10 S gegenüber dem normalen 
Auf,bauzuschlag von 20 IS. Die Anmelde­
vOI"schritt und die weiteren Bestimmungen 
hinsichtlielh der Durchführung der Nach­
besteuerung ,s,ind analog den Bestimmungen 
des W einsteue'r~e,getz.es gehalten, so daß es 
sieh erübrigt, im De,i.ail darauf einzugehen. 

'Besonde·rs bemerkenswert ist, daß die Bier­
steuer ein·e gemeinschaftliche' Abga1be, ist, die 
sich au'f Bund und Länder ve'rteilt, und zwar 
in ,etinem Verhältnis von. 68'75 zu 31',25 vom 
Hundert. Es wiird im § 4 des Gelsetzes aus­
drücklich festg·ehaHen, daß d'er IErtrag der 
Nachbe-st,euerun'g aus's'elhließlich den Ländern 
zufällt und dem Bund daraus ·kein Anteil zu­
kommt. Die Aufteilung di,eses Oesamtantedles 
der Länder auf die einzelnen Länder richtet . 
sich nach dem -örtlichen tBierverbrauch tin d,en 
Ländern. • 

Auf Grund seiner Ber.atungen 'Von heute 
Vormitba,g emlpfi,eihJt d'er .AJUSSlC-hUß für wirt­
Bchaftliche Angel'egenheiten dem Hohen 
Hause, gegen diesen Gesetze-sooschluß des 
Nationalrates k ein 'en Eins pr u c h zu er­
heben. 

* 
üemäß dem Antrag dies BerlichteI"staUer.s 

wird g·egen den Ges;etz.esbes·chluß de,s N a­
tionalrates k e li n E·i n s p r u c herhoben. 

12. Punkt der Tages'ÜI"dnung ist der 
GesetZiesbeSCIhluß des NatiOonalrates vom 
2. Juli 1947" betreffend die Flurverfassungs­
novelle 1947. 
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Berächterstatter lug. Hochleitner: Hohes Boden bestmöglich zu nutzen, hat sich . der 
Haus! Dem Plenum des Bundesr,ates liegen Nationalrat veranlaßt g,esehen, das ,Flurv,er­
heut,e drei Ag,rargesetze vor. Es wi,rd sich fa-ssung!sgesetz den modernen Verhältnissen 
daher lohnen, wenn ich in der ganzen Frag,e I anZiupassen. 
etwas weiter au:s'hol.e. In der deutschen Zeit wUN.'e das Flurver-

. Im aUen österreiClh bestand.en.au~d'em Ge- fassung.sgesetz, das seinerzeit be'3t.anden 
bIet der Bodenreform f.o~gende EmnChtungen: hatte insoweit abgeändert, als mit der ,V,er­
e.f'stens die Zusammenlegung, zweitens die, ord.n~ng vom 28. Februar 1939 das deut'Sche 
Ser,vitut-e'll'-tHeguHe.rUtnlg, driHens die Re.glUlie- Umlegungsge'selz von 1936 urnd die Reichs­
rung ~d Teil~mg VlO~ • Agrargeme'inschatten 1.1ml'egungsordnung von 1937 mit der Eflsbe:n 
und vledens dIe !BereilUlgung dle.s ,WaLdIWlde.s VerovcLllIung 1Jur Roichs.'Umle'gung:s(}:rdTI'ung VÜlIl 

von fremden Enkla·v,en 'Und Ar'rond:ierung rdler 1938 ,in Ölsterrleicth eingeführt Wlur,cLen. Die 
Waldgreuzen. Z w,ei,te V'erordnuDIO' 'ZUT lReichsumLegufl'O"sord-

Das Zus,ammenl,egungsverfahren wurde nung st,ammt a'lIls d~m Jruhve 1940. o' 

du;rch das .aesetz vom 3. März 1868 ,:orh~.- Durch die Flurverf3JS!s'lm..gsnov,elle 1947, die 
reItet u~d d,urch .~,as O~setz 'Vo:m 7. JUIll 1~83 uns vorliegt, 'Sollen. dIi'e deutschen !Gesetze auf 
aUgemem ,emgefu:?rt. nie Ser'V~turflEm.-Re,~uh.fl'- d.iesem 'Ge'biete wieder .ahgesohafft und das 
rung erfoLgte zunachst durch em k3JlSerhche,s öst.err,eichi.sche Recht nach dem :Stande vom 
Paten~ vom 4. Mä~ 1849 und 'Yuro~ am 13. März 1938 wieder eing,eführt werden. 
5. Juh 1853 ges1etzhch Iger,egeH. DI,e TeuI.lmg Die,s ge'schieht durch die ,§§ 1 und 2 der No­
und ~egulier~lIl.g von Aigrar:geme.irl:schaf.ten velle. 
und dIe 'BerelIllgung des Waldlandes von D § 2 Ab (2) d FI e f s r g" 
fremden Enkl;3JVien wurde dur,ch zwei Ge- er '.. .s' .. ' ,~r .. UlW r a ·su 1 ::;-

t 7 J . 100.9 It novelle beruckslchhgt IledlglIch den Ums,tand, 
se z·e vom . unI 000 gerege . d ß 8t l~ d G t .. b· ..:I.' n d I d d t W Hk . a an ·e '.I!e ,es' ese zes u er 'lilIe urun -

,n .' ,en em ers ,eu e . rwg un- verkehrskommi:s'sion v.om 13. Dezember 1919 
mIttelbar ,f'oigenden Jahren wurden foLgende , d Z . h 't d G ...:I...fI. h t . ... m 'e.r WlSC enZ8:1 as I l''llnulVeu\.e' TsO'ese 7. Bodenr,eformaktl(}nen durcobgeführt:erstens .~.. l:> 

...:I' AbI" d Z' .. ...:1...:1 h...:l G vom Jahre 1937 ,erschIenen I,St, das durch 
ule osung er m.sgrunue uure uas e- , G ..:I~.·k h 11 1946 h.n" d 1. t 

t 4 D b 1918 't ...:I.' dIe runlUlver, e rsnOlVe ,e a"5'ean (,f 
:se Z vom . 'e2'Je!m er ; zweI ens 'lI'Jle Eb· b' . B t' 
W ' d b . dl d h d G t wurde. enro· rmgt ereme es Im-

Ie ,er e'Slle urug ur0 :as' ese z vom d ' § 50..:1· •• t, " h··; h. Fl l"-

31 M . 1919 . d 'tt d' L ftk h munge:s UJes os er:relc lSC eu·, 1L . al SOWl'e, rlens le u ' eusc e'l1-· . . hl' d S 
br' d h d . 0 t 26 A '1 verfaSisunigsgooletZies lhilIllSlIClCh 'e,r tem-

.a osung ure as .ese z vom . P~l pel- und Rechtsgebühren. 
1921. Daneben trat m der ersten RepublIk .;... ~ .. 
ein Ausbau d,eoS IBodenrerormrechtes und eine Wlcht:lg 11S11.n dle'3er Nov,elle der § 3, durch 
Umstellung d'8Sselben auf d'ie Zeitverhält- den f·estg,estellt wird, daß die Wi~doerinkraft­
nisse. 'setzung der Ilarnde.sgesetzlichen Bestimmungen 

Im Jahre 1938 bes-tanden auf diesemGt:~- ü1;>er die Zusammenlegurug entsprechend 
biet folgende Gesetze: unserer V,erfaSosung der Landesgesetzgebung 

zusteht. 1. Das -Ge'se'tz zur .R'egellung der Flurver-
f.as'sung, 'umrassend di'e ZluS'atm111 Em:l,egull1g, Der §.4 be,stimmt, daß Umle.gun.gsve~­
Teilung und Regulierung von Agrarg·eme:in- fahren, -~le na~h doeutschem Recht so we~lt 
schaftenund die Flurbereind'gung. DieseRege- durc?,gefU'hrt 's.1~d,. da,ß der UmI~gU'nggplan 
1unO' war 'festgese'tzt durch d;a,s Bunde,sO'rund-\ bereIts r,echtsk1.'lafhg l'St, nach dIesem Um­
sat:gesetz vom 2. AUg'Wst 1932, miteiu~r No- ,le~ungspl~n ,~urchgef~h.rt werden '~ollen, 
velle vom J.ahre' 1934 und den 'entsprechen- I wahren~. I,? FaHen, d'le noch nIcht bl;S z~r 
den Landesausführun.g,sgesetzen· ! reohtskrafl1gen Feststellung d-es UmlegU'ng~-

. . , '1 planes 'gedliehen 'sind das Verfahren in ein? 
2. dt3's ißundesgrund;g,atz;g,elSetz vom 30. J um Z, 1 s f' h en c'h ,0··8te·rre·l' chi 

109") ";1.,. d' S .·,t t R'. l' ~. . .. u::;,ammen egun.g ver a r na -
. viA) uue-r le eT'V,I: u eill,... egu 'lerll.ng, . schem Recht umgeleitet werden soll. Die 

3. d3JS BlI'nid-esg~U'ndiSlat~esetz vo.~n 2. JulI i näheren bezüglichen Bestimmungen sind 
1929, betreffend dIe neuerhche Ablosung von ebenfaUs d-e.r Lande:sges,etZigebung überlassen., 
Giebigkeiteu; Im § 5 wird' de'r 'Landesge-setzgebung die 

4. das Bund esgrund:satzg,es etz vom Möglichk,eit gegeben, in eFnfacheren Fällen 
18. A~u,srt 1?32, be1'reffe:llld das lU'l1!dWirt-1 an SteHe· des 's.ch~erfäilligeu. Z.us,ammen. -
schafthobe :Brmgun/gsr'eclbt, 'Und legung,s,verfahr,eus em Flurbe'relIl1gungSover-

5. die Alp'em:;Clhiut.zge!sletz;e der Lände.r, in I faJhren ,im Sißlllle des II. Hauptstückeis 
8a,lZ'bmg dia!SI IGels.'etz vo~n 19. Dezember ~919. /d'8'sösterreichis~he'Il Flur~el"faSS'ungsrgese~es 

Fe.rner bestanden .h:l:e.zu als VorschrIften von 1932 und .semer. Ausfuhrungsg.esetze em­
formalrechtliche'f Natur das ,Agrarverfahrens- zuführen. Diese Vorschrift ist sehr zweck­
gesetz :SQwi,e das Agrarbehördoengesetz. entspreohend, weil sie mr eine' R,eihe klei­

Mit Rücksicht ,auf die dringende Notwendig- nerer Ve.rfahren ,eine we,s·entHehe Verein-
.keit, gerad.e ,in der Ibeutigen Zeit Grund und' fachun.g brtingt. 
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'Der § 6 bestimmt für dile ,L'andesa'llJsfüh­
rungsge:setoo eine ,Fris-t von ,einem Jahr, vom 
Tage der Kundmachung der Flurverfassunga­
novelle an ,gerechnet. 

Durch ·die'se. NOIVelle wi·rd d'aber der aUe 
RechtszU'stand vor 1938 wieder 'herge­
!Stellt, der !siCih in österreich außerordentlich 
bewährt hat. Die N()velle bringt zu gleicher 
ZeH noch einige Erleichterungen, die vor 
allen Dingen das Verfahren wesent.bich. ab­
zukürzen vermögen, und' drittens wird vor 
allem die verfassungs rechtliche LandesgeSoetz­
gebung wieder ,he rg e'Stellt. Ich kann dahe,r 
dem Hoben Haus empf,eh.len, gegen diegoen 
Gesetzeisbeschluß des Nationalrates k 'e in e n 
Ein s p r u c h zu erheben. 

* 
iß'UlIltd,esfalt Steidlrve,rZiiohtet aotif das Wort. 
Sodann wird der Antrag des Berichterstat-

ter's a nlg e n 0' m m ·e n. ' 
~'s f,ol,gt ~als 13. ,Punkt ,der OesetzesbesCihlluß 

des Nlationatl:riates ,vom 2. Juli 1947, betreftend 
di,e Agrarv~rfahrensnovelle 1947. 

Bericohteflstatter I,ng. Hochleitner: Hohes 
Haus! Das 'öste'r~eiC'hi:sche Agrarverfahrens,­
gesetz von 1927 wurde in der deutschen Ära 
teilwei,se durch .die Verordnung über das 
Agraf'V,erfarh,ren in der Ostmark 'Vom 7. Sep­
tember 1940, die Verordtnung übelr die Ein­
richtung der Agrarbehörden vom 16. F,ehruar 
1940 uoo d:i,e Reiehslumlegun.g:SiOrdnung von 
1937, ,endlich duroh. die Ve'rordnung 'übe'r die 
Postzustelh.\p'g in der öffentlichen Verwal­
tung vom 23. August 1943 abgeändert. Da­
be,i wurden an Stelle der Land,esagrarsenate 
die oberen Umlegungslbehörden bei den 
Reoi'ClhS!staUhalt'ffi'n und lan SteLle d,e's Obersten 
A,grarsenates die Obens,te Umlegungsbelhörde 
eingeführt, die späte,rhin in den Re'ichsver­
waltungs:ger,ichtshof eing·egliedert wurde. 

Soweit das öst,e'f-I"eichisch,e Agrarverfahrens­
gesetz durch di,ese Bestimmungen nicht ab­
geändert worden war; hat eiS! ~n de~r deut­
schen Zeit weiter gegolten. Di,e h.ier auge­
fü'hrte'll deutschen Bestimmungen :sind nun 
zum Teil ber,eUs außer Kraft Ige,setzt. 

nie vorliegende Agrarverfassungsnovelle 
1947 macht jetzt r,eineu Tisch und führt für 
das Ag.rarverfahren wi,oo'er aUS:SClhließldch 
das öst,eneicMsche· R,echt ein. 

Zu § 2 des. Ge'Setzes: Das Agrarbehörden­
OrganisaHons.gesetz von 1925, da,s ,schon in 
österreich dumh ein oGesetz aus dem Jahre 
1937 abgelöst worden war, hat1e lin seinem 
§ 8 eine ,Bestimmung enthalten, nach welCiher 
die L:a.ndeiSlagra'r.g,enate im einzelnen Agrar­
verfahren gewisse zweclkdli;enliche Vel'leiri­
faelhuIlgEhl1 durohführ,en konnten. Diese Be­
stimmung war weder in d:as Agraf'V,erfahrens­
ge:setz von 1927 nooh in das Agrarbehörden­
Organisationsgesetz von 1937 aufgenommen 

worden. Da sie sich jed.och in der früheren 
Zeit außerorden1:I,ich bewährt hat, wurde sie 
in dieses neue Gesetz wieder auf,genomme·n. 

Der § 3 ihringt den § 15 des Ag.rnr:veT­
f.ahr'en:s,gesetze,s von 1927 auf den neue,sten 
abgahenr.eehtlichen Stand und be'zieht in die 
Befreiung von Abgaben auch die Flurbereüli­
gung, dias. Alpsclmtzve,rfahren 'Und dalS 'Gi.1tie,r­
'und Seilweger1eclht ,ein. 

Der § 4e~thält eine übergangsbes,timmung, 
nach der i:n F,ällen, in den,en das Reichs­
ver'WIa1tlu'Illgs'gerieht in Booenreform~ßige­
l,egenheitoen in den letzt.en Tagen der deut­
,sehen Herrschaft über 'Österreich noch ent­
schi,eden hat od,er nicht mehr zu einer iEnt­
scheidung gel,angle, der Obers.te AgI'laf'se.nat 
in Wien 2lU entsCiheiden hat. Ebenso' wird 
die'se Stelle beruf,en zu amtswegigen Abänd,e­
rungen von ,einschlägigen Be-sch,eiden nach 
§ 68 des AIlg·emeinen Verwrultungsv,erfahr,ens­
g,es1e,tze.SI sowie' in delD: FäH'en lder Wii!ed,eraluf­
nahme des Verfahrens und der 'Wieod:erein-
,se1:zung in den vorig,e.n Stand. ' 

Der § 5 ent'hält sehr werbvoUe BeSotimmull­
gen daTüber, W8JS! 7JU g~sc.behen ,hat, wenn 
agrarrechtlic:he Akten bei der Obersten U ffi­
l'egiU.n.g.shehölrde ode,r be,im ReoiIc.hs'V,erwaltungs­
gerichtshof lin Verlust geraten ,s,ind. Die· Be­
'stimmungen ,erweisen sich als durchaus 
zweckentspreCihend. 

Idh be.a'llotrage~ das Holbe Haus möge 
g,egen den Gesetzesbeschluß k e· in en Ei n­
's p ru c h efiheOOn. 

* 
ne'r Amtrag des Berichterstatters wird a H­

gen 0 m m en. 

14. Punkt li!st der Geset7Jes.bes-cMuß des 
Nationalrates 'vom 2. Juli 1947, betr,effend die 
Agrarbehördennovelle 1947. 

iBerichte'rstatter IIng. Hochleitner: -Hoh.er 
Bunde,sI'lat! Im Öislterr,elch !bestand, wie 'schon 
erwähnt, das, -Gesetz I3.US dem Jahre 1937, 
betreffend die Einrichtung der Agrarbe,hör­
den. Has Agr.arhehördengesetz hat in der 
deutschen Z,eit e1in ähnliche·s Schick'sal er­
fahren wi,e d'as Agrarverfa:hrensgesetz. Die 
Agrarbezirk.sbeh,örden sind bestehen g,ehlie-

. ben, an SteHe der ,Landesagral'senate wurden 
die obenen S:iedlutlllgoS- und' Umlegungs­
belhörden, ,an SteHe des Obersten Agrar. 
senates die ObeJ.'iSte Siedlungs- und Um­
legungsbehörde eingeführt, w,elch letztere 
später ,Ln das Reichsve·rwaltun.g.s.gericht ei'll­
g~gHedert wurde, wie ich vorhin schon er­
wähnt habe. 

Die deutschen Vorschriften wurden bereits 
durch die 31. Kundrma.chung über die Auf­
hebung von iRechtsvorschriften de-sDeut'scpe'l1 
Reiicohes ,auße,r Kraft geis,etzt mud die 
·ös:fer'fleicbi:sohen Rechts.vonslC!h.rHten über ,di'e 
Organisation de'r Agrarbehördeu nach dem 
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Stand lVom 1:3. Mä'fz 1938 wi,eder ein­
geführt, ISO daß wir auf dem Gebiet de,r 
Agr,arbebJördeDiOlrgmisation bereits heute 
wied,e r V'OIlIständig östeTTed.oo:i!sches Recht 'be­
sitzen. 

Durch die Ag.rarbehördet1llll'ov-elle ,s-oll die.3es 
österreichische· :&echt, das auf das Hies,etz von 
1937 zurückgeht, teilweise noveHiert werden. 

Der lIl'etUtgera,ßte Afltlikel .1, § 1, des Agr,ar­
he.h!örkleng'€JsetZles von 1937 führt das Agr.a'l'be­
hrör'denre.Clht wi.eder auf die Vrerfa,SS'ung von 
1929 zurück, während das -Gese'tz von 1937 
hegr,eiflicherwei-se .auf die Verfa.ssung von 
1934 gestützt war. 

Der Artikel 1J enthält die Grundsätze für 
die Land.e:sausführungsgesetze über die E,in­
richtung drer Agrarbezirksbehörd.en. 

Der § 2 des Geset~s von 1937 ~mtbält die 
Bestimmung, daß der Vorstand der Be­
hörd~ recht:&11lIldig sein und eine aus­
teichende Verwendung .im Agrard,ieuste auf­
weiSoen muß. Die Regierungsvorl,8Jge be­
stimmte ·ebenfalls, daß der ,Amtsvorstand der 
Agrarbezirksbehördeein rechtskundiger Be­
amter sein müsse. Diese Bestimmung hat der 
AussC'huß ·eliminie'ft, so. daß letzt auch ein 
Agrartechniker Amtsyorstand werden kann. 
Auclh Ihimichtlich des ,Amtsv OTIstand-St eU­
vertreter.s be,steht naoh dem vom Nationalrat 
beschlos.genen Text fl'1eie Auswahlmöglich­
keit. 

Es handelt sieh hier um eine seit J abreu 
von d'en Agral'ljudsten und AgrartechU!i­
kern heiß umstrittene Frage. Es list richbig, 
daß auf dem Gebiete des Agrarwesens die 
agr:arteClhnischen und -jurisUsohen Ange­
le,g,enheiten ineinander verftoohten sind, wie 
vielleicht ,selten .in einer anderen Materie 
d·er V,erwaltung, und daß die agrarbehörd­
lichen Entscheidungen! schließHch mit Rück­
sicht auf ihr.e oft tiefgre.ifooden Eingriff.e in 
das Zi'V'ilreeht und in das Grundbuchsrec:ht 
vo.rwiegend juristi'8Cihen Charakter haben. 
A;uf der ande·ren Seite stehen die· Agrar­
techni'ker, die durch ihre Beamtemauf,bahn 
und ihrer Vorbildung nach mit dem lAgrar­
wesen dauernder v,erbunden ,sind als die 
Agrarjuristen, auf dem Standpunkt, daß es 
ungereohUertigt wäre, wenn ein Agrar­
technike.r, der ,seine .ganze Berufrslaufbahn 
bei de.n Agrarbehörden zugebracht Ihat, e.inem 
Juristen al·s Amtsl,eiter unter,stoeUt WlÜrde, der 
vielleicht erst über eine geringe Praxis ver­
fügt. 

ner § 2, Abs. (4), regelt die VorauSisetz,ull·­
g,en für den. technischen Dienst und verlangt 
für dIen technischen Leite·r die Abso.lvierung 
der Hochschule ,für Bodenkwl:tur und eine 
minde·ste'ns dreijä1hrig,e zutri.edensteIlende 
Verwendung im agrarteohnischen ;Die.Dlst. Die 
Bundesbeamten de·s hüheren t'echnisohen 
Dienstes .gollen eine ,eine·inhalbjä!hrig.e Ver-

wendung im technisohen ·Dienst· aufweisen 
und ,eine F.achprüfung beim Bunde,smini;. 
sterium für Land- und· Fo·rstwirttSchaft ab­
legen. Die .Faohprüf·ung wird auch für d,ie 
·Bund·esbeamten d·es mitUeren und niederen 
agrart,eohIi·iscihen Dienstes vorgeschrieben. 
Auch Landesbeamte können mit 'Zustimmung 
<leT Landesregierung die'se FaCihpl"Üfung .able­
gen. Di·es soll.ermöglichen, daß auch ,Landes­
beamte im 8Jgrartechnisch,oo Dienst v·er­
wendet werden !können. 

Nach § 3 'hat die Landelsgesetzgebung Zahl, 
Amtss.itz !Und: örttlJiahen Wi'rlkungsber,eioh d·er 
Algoor:be,zIT.rk!sbe1l:uörden zu bestimmen. Wli·e 
bi!slher kann dJi'e L~a'lld'e!Sige·se:tzgebti.ng die An-. 
gelegeruh'eMen d'e,r A,gra'rbezir.kJsbehöroe:n 
auch idem Amt der iLa'lltdiesregi,e'I'IuiIllg über­
tr.rugen. 

Der' § 4 br.üllIgb gegenühe:r der FaSlSung vom 
J ah-~e 1937 nur die Änderung, daß ,er sich 
statt auf di,e Verfas'sung V'o.m Jahre 1934 auf 
jene vom Jahre 1929 stützt. 

Der § 6 des Ges'e17Ies 'Vom Jahre 1937 regelt 
die Zusammensetzung dels Obersten ~grar­
:senates. ~ Der Ahs. (2),. lit. c, hat gelautet: 
"der V drstand jf30ner Abteilung des !Bund·es.;. 
mini·stefliums für 'Lanrl.- und Forstwirtschaft, 
in der die teehnisCihen Angeleg.enbeiten d·er 
Bod,enrerfo.rm bearbeitet werd,en" .. Er soll nun­
mehr einfacher lauten: "ein \Beamter des 
höhe'ren ag.rarteCJhfili'S~hen 'Dienstes". Ähnliche 
N euregelung.en sind auch in den folgenden 
Punkteill des ,gleichen Par,agrapheu getroffen, 
die alle ·aufe'ine Vereinfac;hung abzielen. 

,AlLe die.Sle Änderungen :s:iJnd im § 1 der 
Novene ·entlha1lten.. 

Zu § 2 der A'grarbehlördeunovelle 1'947: Der 
hier angeführte' §41, Abs. (3), des !Behörden­
ubredeiirtmgsgesetZle'31 bestimmt.e Sitz und 
Sprengel der ,Agrarbe,zirks'behiörden durch 
Verordnung des St.aatsamte,s für ILaoo- und 
Forstwrirtsohaft. Diese lBestimmung ist mit 
Rücksioht auf die den g:eg·enwärtigen v-erfas­
sungsrechtlioo.en Ve!rhältniss,en entsprechende 
Berufun,g der Land.esge'set~eh.u.ng z.ur Be­
stimmung von Sitz ,und I8p~enge'l der Ag,rar­
behörden überflüssig geworden. 

,Da'!" § 8 :setzt für die LandteSlaU/sruh-rnngs­
gesetzgebung eine Frist von ·einem J.ahr. 

Der § 4 enthält eimre den Igeg,enwärtigen 
Personalverihältnissen ,entsprechend.e Über­
gangsbestimmung, indem ·e·r ·bestimmt, daß 
nichtrichterlic.he' MitglJieder de'f Agrar·senate 
auch nach V,e'~se'tzung in de:n Ruhestand dem 
Se.nat ang·ehören I~önuen. 

nd:e N.QN·eHe belZwe·ckt wie dias vorher be­
Ihandet1!te. 'Gesletz (hl'e W\i'ederherrsteHung d'e\s 
alten österooichiLscihenRe:erhtes 'mitentspre­
cheooetnJ EI'Igälnz'U1l,gen. 

Ich b ·ea n t rage auch bei diesem Gesetz, 
dage,gen k ein e n Ein ,sp ru·c h zu e·rhehen. 

.. 
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G.emäß dem ,&Il'trag des Berichterstatters 
erhebt der Bundesrat k ein e n Ei n­
s,p ruch. 

• Es gelangt d'er 15. Punkt zur Verhallldlung: 
Gesetze:sbes'chluß des Nationall'1ates vom 
18. Juni 11947, womit dla,s Kraftfahrrechts .. 
Übedeitungsgesetz abgeändert wird. 

Bericht,erstatter Rehrl: Hoh'8lSlHaus! Es.I,iegt 
hier e'll Bunde.sgesetz vor, womit das Kr_art­
fahrreohts-überleitungsgesetz '\'10m 12. De­
zember 1946 abgeändert wird. ,Die,se,s oGesetb 
ist deshalb notwenwg, weil unter anderem 
im Artikel 10, Abs. (4), IH. h, des Kraftfahr­
r·eoe.hts-üherleituugsgesertzes de,r PlliSiS'US ant-

• halten ist, daß LeohrperslOnen tn Flaih.rs<fuulell 
nur dann unterriohben dürfen, wenn Iste nicht 
zu den Personen g.ehören, die der § 17 des 

- Ver:botsgeSietzes, St. ,G. IBI. Nr. 13/1945, aus­
schließt. 

Drteser § 17 sagt ~liest): ,,,Für ,Illegale', die 
in § 12 ,genannt'8:ll Personen und Angehörigen 
der .sS (Sehutztafi'el), ferner, wenn ,sie als 
Funktionäre iätig gewesen ISind, für Part.ei­
mitgHede,r, Mitg1ieder eines ihre-r W,ehrver­
bände (BA, NSIKIK, NSPK) und lParteianwärter 
gelteu noch folgende ,Bestimmungen". 

DoOr § 12 -sagt (liest): "In 'gleicher 
Weise list Istrafbar, wer :in der Zeit 
zwischeiI1 dem 1. Juli 1933 und dem 
13. März 1008 durch beträchtliche 
finanzielle ,Zuwendungen die NSDAP, 
einen ihrer Wehrverbände (8S, SA, NSKK, 
NSFR) , ihre iQUed.oerulILgen und angeschlos­
senen Ve-rbäoo,e oder ,eine nationaLsoziali­
stische Organisation ode,r ffinric:htung über­
haupt gefördert hat oder wer durch Schädi­
gung des österreiClhi,schen -Wirtschaftslebens 
für Zweck.e 'eine-r der angeführten Organi­
sationen den Bestand des selbständigen 
Staates österreich zu untergraben u.nt,ernom­
men hat." 

Durch die nacih der Gesetzweoo'll!ll,g des 
Kraftfahrrechts-üher 101 tungsgesetZJes ,erfolgte 
PublikatiOil1 des Nationalsozia1istengesetzes 
wurde !Ill1ID d1eSie Bestimmung des Ar­
tikels 10, Ahs. (4), lit. b, de,s Kraftfahne:chts­
überleitungsgesetoos überflüsStig, beziehungs-
weise überholt. -

oDer Abs. (4) sagt nämlich (!ie'st): "Die auf 
Grund 'raic:hsreClhtlicher IIVorschriften nach 
dem 28. Juni 1938 erteilten oder die aus 
h'ü,her,er Zeit .stammenden und kraft reichs-

. rechtlicher V.orschriften in ihrem 'Weiterbe­
stand anerkannten Ausbildu:ngserlaubnisse 
verLioer,en mit· Ablauf des dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzeis ofrolgenden dritten Ka1ender­
monats ihre Gihltigrkeit. Ihrem Inhaber list auf 
Antrag die lGenehmigoog zur Errichtung und 
zum .Betrieb oder zur LeitlIDg einer Privat­
anstalt 'Zur Ausbildung von !Kraftfahrzeug-

führern 0000" d,ieGenehmigung :a1s 'Lehrper­
sou ,einer .solClhen A'llIstalt zu -erteilen, wenn er 

a) die ,erfol'dediche be,sonde're Verläßlich­
keit besitzt, 

b) nicht zu den Personen gehört, auf die 
der § 17 des Verootsgesetzes, st. G. BI. 
Nr. 13/1945, A:nwendung findet." 

n.ieseT' Buchstabe b ist nun überholt und 
,soll daher aus dem Gese,tz herausgenommen 
werden. Es han-delt -Stich also um eine 
Kleinigkeit,. ' 

Doer Ausschuß für Verfass'l.ijJJgs- und Rechts­
angelegenheiten hat doi.elsen IGesetzesbeschlu13 
des Natiooalrates gutgeheißen, und ich bin 
beauHragt, im Namen d,es Ausschuss,es den 
A n t rag zu stellen, dageg,en k -e i n e n E i n­
s p r u eh Z'U erheben. 

* 
Doer Antrag des Bericht,erstatters wird a n­

genommen. 

Als 16. Punkt der Tagesordnung folgt der 
GesetZJesbeschluß des Natrio:nalrates vom 
2. Juli 1947, betreffend den Entgeltansprur:h 
bei Diens~verhillderung. 

Berichter:statte-f' Hr. Hiel'mann: Hohes 
Hausl Das jetzt zur VerhandlUtUg stehende 
Ge-setz behandelt den Entg,eltanspruch. bei 
Dienstv-erhind:erung. Durch die dl'iit1:e Teil-· 
novelle zum Allgemeinen Bürger1ichen Gesetz­
buch wurde wähl'lend des Weltkrieges eine 
Regelung getroffen, di,e den Entgeltansprm:h 
im § 1154 b des Allgemeinen Bürgerlichem 
Gesetzbuches fesUeg:te. Die,se ,Bestimmung 
sieht . v-or, daß DienSinehmer, we durch 
Krankheit oder Unglückisfall an der Dieust­
~eistung verhindert sind, die Fortbe~ahlung 
ihrer Bezüge bi-szum A'UsmaßeJ.rier Wocohe 
er:haUen. Di,e Bestimmung ist aber nicht zwiTh. 
gendas, sondern :naClhgieoo'ges Recht und 
unterlag daher imme'r wieder der Sond,erver­
einbarung, das heißt, lS,i·e konnte dUl"ch Einzel­
v-ertrag, durch Arbeitsordnung oder KoHek­
tivvertrag jederzeit abgeändert, 'ia ;sogar auf­
·gehoben werden. 

Nun hat !sich im Laufe der Zeit dadufClh 
eine gewi'Sose Diskrepanz ,ergeben, daß di,e 
D.ienstnehmer lihre Ansprüche an die Kran­
kenkasse ,im Krankheits-f,all er,st nac.h dem 
dritten Tage ,rlealisie,ren ik!önnen, ,weil sie erst 
vom vierten T,ag .an tabsäCihllieh Krankengeld 
be~a'hlt erhalten. Wenn also durch ,einen ,Ein­
zel- oder Kollektirvvertrag oder duroh Tarif­
ordnun.g der Entgeltanspruch ausgeschloss,en 
worden war, so war iür die ersten drei Tage 
der Erkraruk:ung, auch wenn die Krankheit 
dann Monate gedauert hat, etin:e Leistung an 
den Arbeitnehmer nicht möglich. 

Bei d-e-r Rege~u.nog dieser Frage waren zwei 
Ge-sichtspWIkte' inte'ressant. Einmal die ,Frage, 
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ob denn niClht unter Umständ,en der Ausgleich 
dureh -eine ,Leistung 'Von .seiten der Ktl'18lDJkten­
kasse sohon für die e'rsten dreli T3Jge .gesohaf­
fen werden ~ön'll't-e. Dag,egen s.prach aber, 
manches,VIOf allem einmaJ die administrative 
Seite: ,Die Kranke.nkasse Ihat für die ersten 
Tage absolut keine MögUcllikeit, die Anmel­
dungen 'so rasch zukootrollieren und zu über­
wachen, um hier entsprechend reguliefoend 
eingreif.en zu können . .Man hat. sic'h dabei ge­
sagt, das ist mehr oo·er woeniger ,eine Auge­
leg,emeit des Dienstgebers, der dies~n 
seinem engeren Bereich viel besser ikontrol­
Heren kann. als ein V,e,rwaltungsapparat. 

Das. zweite Moment, das gegen ,eine Über­
wälzung 'üerLeißtung für die 'ersten drei 
Tag,e auf die ,Krankenkasse lsprach, war i:hre 
finan:l1iel1e Situation, vor allem neben den 
finanziellen Belastungen, die sie' ,gegenwärtig 
hat, jene, die ilir insbesoodere aus der Rück­
kehr der Heimkelhrer aus deT Kri-e:gsg'efangen­
:schaft beV'Ol'ISteh en, die ja in großem Um­
fange auf 'Grund i'hres Gesund'heitszustandes 
und der Leiden, die sioe, sich zugezogen ,haben, 
die KaS>sen in Anspruch oI1J8Ihmen werden. 

Ich möchte bei die;ser IGelegenheit ·erwäh­
nen, daß in den erläuternden Semerkwngen 
ZUr Regierungsvorlage unter anderem auch 
in Aussieht g.este1lt wird"daß die Einnahmen 
der Ver:sieberungsträger s~ho.Ill in naber Zu­
kunft erheblioh Isinken dürften, zumal die 
pauschalierten Beiträge', die der Staat für die 
noch nicht heimgek.ehrten Soldate.nan die 
Kra:nken'Ver.sicherungsträger oo'rzeit leistet, 
vor'3JUJSisiöhtHcih mit Ende 1947 wegfiallen düri­
ten. nazu m~h,te ;ich 'bemerkelll, daß wir 'hof­
fen, daß diese Schwar.z.sener'ei niC'ht Wirklich­
keit wird, denn. die Heimlkehr unserer 
Krie;gsgefang,enen ist dodb imme.rhiin ,edne An­
gelegenheit, di,e auf lang.e Sieht zu behande.ln 
i:st. Wir wissen nicht, wann die Mensc'hen 
kommen, und es wird sich wohl als Zlweck­
mäßig erweisen, aJUeb in dieser Richtung 'noch 
an eine w,eitere F,ul'Isorg,e und an weiter,e Zll-l' 
schüsse an die Krankenkassen: zu denken. 
Dies nur nebenbei. Es ist nur auf,ge.faUen, 
d.aß diese Tatsache im Motivenbeflicht auf­
scheint, und ich !glaube, daß ,sie deishalb auch 
einer ,BemerktllIlig wert ist. 

Die Bestimmung des § 1154 b - lüer ist 
d·er GesamtanspruCh auf ewe W'oohe aUStg,e'­
dehnt - 'soll nunmehr in dem Anspruch für 
die ersten dre'i Tag.e ,zwingend werden. Dies'­
bez'Üglich, wird nlillmehr ,dem § 1164 ,ein 
neuer Absaltz ·angefügt, wonaeh der An­
s.pruch d,e.g Dienstnehmers, wenn die Ver­
hind,erung länger als drei Tage gedauert hat, 
für die ,ersten drei Taog,e wooer durch IEi.nzel­
di-enstvertr3Jg noCh durch Arbeitsordnung auf­
gehoben 'Oder beschränkt werde'n kann. Der 
,Ansprueh für die ,erst,tm drei Tage .ist a,lso 

nunmehr zwingend und unabdingbar ßestge­
legt, allerdingß mit einer einzigen Ausnahme: 
Wenn nämlich durch KoHektivvertrag eine 
andere Re.g,elung getroffen wird, dann hebt 
das den § 1154 bauch h.rIllSiohtlic:h der ersten 
drei Tage wieder auf. Diese Regelung hat 
ihren guten Orund, denn es war ja seiner­
,zeit schon immer eine Ang,ele.genhcit der 
Kol~ektifV'vertr,äge, hier zu regullioereu., und, es 
sind vieHaMI durch die, KoHekftiivv,erträge 
d~e Entgeltansp'fücthe für eine 1ängere ,F'f~st, 
als 'Sie naoh d!em § 1154 b ~ustethen, feSitgelegt 
wOl'lClen. 

Die weitere Entwicklung auf d,ies,em Gebiet 
wird wohl jetzt, insbesondere nach dem 111-
krafttI'leten de;s Ko1Jlaktiwertrag'sgesetz,es t 

durch die Vereinbarungen 'zwisdh.eu Arbeit­
geber- und ArbeHnehmerorganisationeIt be­
stimmt werd·en, !sie wird ,auf beid,en Seite.n 
vorwiegend ,in die Hände der Orgtauis,ationen 
gelegt sein. . 

Das Gese,tz selbst .ist zweifellos auch in 
soziaipolitisClh,er Hinsicht ,ein F'ortschritt, den \ 
wir .g,erne begrüßen. Ich b e an t rage da­
her, der Hohe Bundelsrat möge dem Ge,setze3-
beschluß des Nationalrates &eine Zustimmung 
erteilen. . 

* 
Der Bundesrat -el'h~bt gegen den vorliegen­

den/ Gesetzesbeschlußkeinen ,E'in­
spruchtt 

IDer 17. Punkt der Tagesordnung lautet: Ge­
setze,sbeschJuß des Nationalrate:s vom 2. Juli 
1947, betre:f:liOOlod die 4. Wirtschaftsverbände­
gesetz-Novelle. 

ß·erichterstatte'r Mellich: Hohe'r Bundesrat! 
N aCih der 3. Wirtschaftsvi~f:bä'Udegesetz-.N OIvehloe 
vom 17. Järuner 1947 !salHe das Wirtschafts.­
ver'bäntdetgesetz .. mit 31. Juli 1947 ·außer 
Kraft treten. Die Frist wurde de.shalb so 
kurz ,gesetzt, weH man der Meinung war, daß 
bis zu diesem ,Zeitpumkt ein neues IGesetz 
gesohafften werden könne, das: an Stelle d'8'r 
bisherige;n Organisation für die Sewirts.chaf­
tung von Lebensmitteln eine neue -und im 
E'inkllang mit 'Cl,e.u 'Bestimmungen des in Aus­
arbeif.ung begriffenen ,LandwirtsCihaf1Jlichen 
A ufbringungsgesetzes 's,lehende' R,egelung 
setzen wü*. 

Leider I],IST dies nieht döSr Fall, weil diese 
V~)fla.ge ,etwas v.e,rspäteteingebraC>M wurde 
un.d weH ISieitens d.er Lam!dwirt:schaft dJ1eSJer 
EntwUlrf ablgel,eilmt wll1fide, ~a die Laoowirt­
schaft keioue entsprechende Vertretung im Ge-

, setz erhtalten soillte. In d·em reuen' Entwurf 
wird wahrscheinlioo den Kammern, be,son­
ders aber der ,LandwirtschaUskammer, e.:,in 
,größeres Einspruohsrecht, ein gr~ößeres Vor­
sc,b,lagsrecht eingeräumt werden. 

Das Gesetz selbst; das nun zur Beratung 
ste'ht, :sagt in Is·einem Artikel I (liest): 
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"Das Oesetz vom 5. September 1945, 
St. O. IßI. iNr. 171, über die, ErriCJhrung 
von ,öslter!r'edchits:cJhen Wirtsohaf.tsv,e.rbänd·en 
(Wirtschaftsv;e,r:bände'geserbz) Üb ,delI' d'e'I'ZJeit 
gelte,m:l!en FlarsSltmg wird abgeändert wi'e 
f<JIIgt: 

§ 22 .tautet: 
,Di,et3les Oe'setz tritt ,am 31. D-ezembe,r 1947 

außer K'ralft.''' 

Es handelt lsic:halso um die Verlängerung 
für die Zeit vom 31. Juli bis zum 31. De,­
zember 194'7. 

Arti}{lel H di,eses iBundesges.etzes. sagt 
(l'iest) : 

"Dieses .ß<urud,esgesetz tritt mit 31. Juli 
,1947 in, Kr!aft. Mit 'seiner VoOllz1ehlUiIIg sind 
die iBIUThci'esIIliiIIüsle'ri,en für Volksernälhrurug 
und für L'aJhd- 'Ullld 'Forstwirtschaft im Ein­
ve'rnehmen mit dem Bundelsministerium lür 
HandleI und Wiede:raufbau betraut." 

Es ist zu hoffen, daß das n,eue :Gesetz ehe­
stens eing,ereicht wird, weil die Wirtschaft 
dieses Gesetz d:rd:ngend braucht, um die ,Auf­
bringung und ßewirtschaftungaller land­
wirtschaftlichen P.rOoCiukte wirklich planmäßi,g 
zu erfassen. Wir wissen oohr genau, daß es 
un,s unmöglich .ist, uns aus unserer eigenen 
L3InrlwirtJSoo.aft zu ,erlh,alten. Umso oolSlSier 
müssen wir auf die Auibringung, a~gte.n, denn 
je schlechter die Erfassung un.<t Sewirt­
iSChaftung ist, um so größeT fust 'Unsere Ab­
hängigkeit vom .&u:sland. 

. DIßf Ausschuß hat mich beauftragt, Ilhnen 
die Annahme des Gesetzes zu empf,ehlen. 

Bundes.rat Breinschplid: Holhes Haus! Dielse 
Gesetzesnovelle bein'h.aUet die nochmalige 
T,erminv,erlängerung bis zum 31. Dezember 
1947. Wi'r woLlen ,also heute zum dritten 
Male einer Veidängerung zustimmen. Die 
Te'rmill'e wurd·en Jmme'r v·ertlänge,rt, UIill in 
der Zwischenzeit 'eine neue Org.an~satd:on zu 
sClhaff'en, die· d~e Aufbring,ung . Ullld Vertei­
l ung r-ege!Lt. 

Eines Ist.eht fest: Auch wir V'OtIl der Land­
wirtschaft ,sind wieallle Beteiligten mit der 
FU!Ilktion d'e'r W.i,Itscbaf·t'SIVelrbände, nicht !Voll­
ends zu~f1i!eden. Bei Ider INeur·e,gelung ist es 
a·ber natürlioh wichtig, daß deri.v,erschiooe­
nen Wünschen der Beteiligten entsprechend 
Rechn ung getragen wird. 

In dler Zeit vom 28. Februar bis: zum Mai 
dies,es JaJhres hat dars IErnährung.sministerium 
ein'e Vorlage ausgearbeitet, die der zustän­
di.gen Kammer zur Begutacht'ung vorgelegt 
wurde. Dd.e Landwirtschaftskammer ,konnte 
dem E:ntwurf ihre ,Zustimmung ni6ht geben, 
w,eil in den ver,schiedenen dariu, vorgesehe­
nen Ausschüssen 'keine landwirtschaHlichen 
Ve'r!l"ete'r a.ufschienen. Es wäre .aber undenk-

bar, daß man ein .Gesetz schafft, das die 
'Bewirtschaftung der ve'r,sohiedenen landwirt­
'schaftlicllen Ptodukte, iil>re .AJufbdngung und 
Verteil'lllllg betmfft, 'll:IlJd daß die P'roduoomen 
nic.hts .mitzureden hätten. Stellen wir uns vor, 
'es würoe e'tl1l Sozialrgesebz gesdhaff'en werd,eill 
und die Arbeitnehmer kämen dabei nicht 
zu Wort. Es wäre auch geg~m }ede demo­
kraUsche Einstellung, über die Köpfe der Be­
teiHgten hinweg Verfügungen zutreffen. 
Außerdem sah der Entwurf vor, daß die· Aus­
schüsse da,s Reoht haben, Ausgleichsheträge 
festzusetzen und über deren V,erwendung zu 
bestimmen. 

Das sind die beiden Punkte, die für dlie ' 
Landwirtschaft unannehmbar sind. Eine 
zweit.e, verbesserte Vorlage (konnte' ,aus zeit­
Hchen Gründen nicht zli'standekommen. 
Daher lilSt eine· Verlängerung der Gel­
tUtrigSod.auer de:s Gesetzes unbedingt not­
wendig. Momentan werden bei den zu­
ständigen Minis·terien Verhandlungen ge­
führt, deren Ergebnisse hoffentlich alle 
Teile, Produzenten, Konsumenten und Ver­
teiler, voll befriedigen werlden. Weitaus hBSls'er 
wäre es allerding:s, w.ir hätten in d,er näch­
s'ten Zeit gute E.rnten und könnten bei voller 
Freiheit und mit .gutem IGewi,ssen di,e Be­
w1irtschaftung lockern, womit sich auoh die 
Funktion von .Bewirtsc:haftung:seinrichtungen 
erübrigen würde,. 

• 
Gegen den Gelsetze.sbesc:b1ouß des National­

rates wird k einE ins p ru c h ,el'lhoben . 

Letzter Punkt der T.agesorcLnung ist der 
OelSietz€lslbeslClhilluß des NatiOlllall'lates vom 
3. Julli. 1947~ hetre:ffend e;in Bundesgesetz 
über Ämrd·eI'llliIllg'emt lauf dem. Hehiete der 
Einkommenst,euer (Einkommensteuernovelle 
1947). 

Berichterstatter Jochberger: Hohes iRaus! 
Dem Hohen Hause liegt heute das lBundes­
ges.etz z.ur Abänderung d·es Einkommensteuer­
gesetz.e:s vor. Am 25. Juli 1946 wurde die Ein­
kommensteuer zum l,etZiten Male neu geregeU. 
Seit dieser Zeit lhaben sich auf dem 'Gebi,et 
der Lohn- und Pre,ispoliti'k bedeutende· Ver­
änderungen vollzogen. D1e ,in dem genannten 
Gesetz !Vorgese'henen Steuererleic:htel"UJIlgen 
haben ·sich im Lauf,e. der Zeit als hinfällig 
'erwiesen. Es ist nicht ,selten vorgekommen, 
daß d,ie durch die Lohn- . und Oehaltsre.ge­
lungen erzielten Meh,rbezüge der Arbeiter 
und Angelstenten zum .größten T.eU durch den 
Steuernskus in Anspruch 'genommen wurden, 
was eine' unbillige Härte für die iQ,esarntheit 
der ArbeitnehmerschaH Imösterred:c'h dar­
stellte. 

Dies wurde von e,inz.elnen Abgeordneten 
des NaHonalrate.s zum Anlaß genommen, um 
einen Initiativant!riaog auf Aibänder-ung des 
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o esetZieseinzubringen. Zur Vorbereitung 
dieses Gesetzes wurde ,ein Un1erlllusschuß 
elinberuf,en, der dJie Vorlage in me:hrel'en 
Sitzungen fe'rtiggestellt hat. Der Nationalrat 
hat diesem .Q.esetzentwurf sein.e ,zustimmung 
gegebeln und ihn in weiterer Folge d·em Hohen 
Bundesrat zur Behandlung und ErIlediogung 
zugeJührt. 

Es wäre siehedicJh wünsehenswert, wenn 
wir im Laufe der Zeit von d.em System der 
nationall,gl()zLa!liiSltisichen Lohß.isteuer loskäm eIl, 
doch ist dies de·rzeit aus finanziellen <Grün­
den noch nioht möglich. 

Der Gesetzentwurf geht 'Von' dr·ei "grund­
sätzlichen Erwägungen aus: IErstens wurde 
die ProgresS/ion des Steuertarifes gemildert, 
zweitens wurden einzelne Hä·rlen des Ein­
kommensteuergesetzes ausgegliche.n und drit­
tens wurde die Lohnst-euer der Arbeit­
nehmer in der SteuertabeUe mit der Ein­
kommensteuer gleichgestellt. 

Dd'e e:iruzelnen Bestimmungelu des Gtesetzel3 
in der FaJSSIUng vom 25. Juli 1946 weM,en 
wte fo1g.t aibgeänidef!t: Bisthe'r wurde 
bis zu einern Monatseinkommen v'on 600 S 
ein steuoerfr,e,i,er Betrag von 52 S in Abzug 
gebr.acht; i:n ZUrouiIllft w.ird di,e:S1er BetI'ialg in 
die neue Lohnsteuertabelle eingebaut und 
soll unbegrenzt für alle' Einkommen gelten. 
nie :steuerf.reieEinkommeuSigrenze, di'e bli1-
her 1400 S jährlich betragen hat, wird auf 
2000 S hinauf,ge,g..etzt. Die Tabellle wurde mit 
der Wirikung 'geändert, daß die früher für 
ein Eirrkommen von 1400 S bezahlte Steuer 
nunmehr für .ein Einkommen von 2000 S gilt. 

Der § 1 sieht weiter vor, daß Jubiläums­
geschenke, die Tür eine 25-, 40- und 50jährige 
Tätigkeit im Betdebe des Die:Ilistgebers ge­
geben werden, 'V'on nun an nicht mehr steuer­
pflichtig sind. tBei 25jähriger Tätigkeit -dürfen 
die Bezüge sechs Monatsgehälter, bei 40jähri­
ger neun und bei 50jähriger Tätigkeit zwölf 
Monabsbezüg,e nicht übersteigen. Anläßlich 
von Firmenjubilälen sind Monatsbezüge von 
einem Monatsgehalt nicht steuerpflichtig. 
Steuerfreiheit trittau.ch für SCihmutz-, Er­
schwernis- und Gefahrenzulagen in G-eltung, 
doch müssen ddese Zulagen tkdUektivvertrags­
mäßig vef!einbart sein. 

Der § 2 beinhaltet die Progression der Ein­
kommensteuer. Der :Gesamtbetrag der ab­
zu:g,sfähigen Au.slagen für W,erbungskosten 
und Sond,er.a'usgaben wird von 400 auf 800 S 
er,höht. Für !Lothnempfäng.er beträgt diese 
Summe monatlich 65 S. Es wif!d auch dem 
Wunseh -Rechnung !getragen, daß die 8ozial­
versicherung:sleistu.ng:en der Lohnempfäng,er 
steuerfrei sein rollen. 

Der Aufbauz,usehlag war bisher bis ZiU 

einem Monatseinkommen von '300 S gestrd­
chen, bei .300 bis 400 S wurde ler rur Hälfte 

und von 400 S aufwärts zur Gänze in An­
rechnung gebracht. Nach dem neuen Gesetz 
soll der Aufha'UzusCiMag bei einem mouat­
lichen .Einkommen bis zu 1000 S voU.kommen 
wegfallen.. Von 1000 bis 2000 S be.trägt er 
durchsc:hruittliClh die Hätlfte und ab 2000 S 
kommt der Aufbauz'Uschlag voll zur Ver­
r-echnung. Dieser Zuschlag wird in Zukunft 
nicht mepr getrennt verrechnet, sonde'rn in 
di'e Einkomme'Illsteuer ·eingebaut. DadurC'h 
tritt in den 'ltllter:sten :Stufen -eine Steuer­
ermäßtgung ,e-in, und zwar wird durch die 
Beseitigung des Aufbauzusoh,lage,s eine durch­
schnittUch 30prozenUge ;Ermäßigung erreicht. 
Für Einkommen von -400 bis 700 S :8'oll ein 
Übergang !stattfiinden. 

Dtie Auswirkung aJR.er dieser Bestimmun­
gen wird sich -als .eine 49proz.entigeErmäßi­
gung in den untersten Stufen erweisen und 
beträgt bei eiuem Monatseinkommen von 
1000 S 4'0 Proze~t. 

Nach dem bi:she-niogen Einkommensoteuer­
gesetz kannte man den sogenannten Jahres­
ausgle,ich nicht. Dies -hat eine empfindliche 
Hätte f!üralle Arbeitnehmer .bedleutet, die 
nioht da-s ganze Jahr1hindur·ch einer Be· 
sch.äftigung nachgeg.8ngen Isind. In e~ster 
Lin1e sind es die SaisonarheUer, Bauarbeiter 
U:sw., die nioht das 19anze JtaJhrhitndurcth e;llle 
Beschäftigung finden. Sie haben ja zum .größ~ 
ten Tedloft nur durC'h sechs bis sieben Mo­
nate im Jahr ei.ne BesC'häfHgungsmöglichkeit 
gehabt. Di,e Anträge für dies·en J'ahre.saus­
gleich müssen bis zum 31. Jänn.er des ·f.olgen­
den Jahres beim Finanzamt g,estellt werden. 
War der Dienstnehmer bei Jahresende bei 
mehrer,en: Dienstgeber.n beschäftigt oder 
stand er überhaupt in keinem -Di-enstV'erhält­
nis, so kann er den Jahresaus.glleich pei dem 
für seinen Wohnsitz zuständigen IFdnanzamt 
beantraogen. Dieser JahJ.'lesausgleich kann vom 
Dienstnehmer dann bea.ntragtwe·rden, wenn 
der SteueraulSf.alil mehr als 10 Proze.nt be­
trägt. Oer Saisonlllrbedter :kann daher am 
Ende d-es Jahres die Rückz.ahlung des .Mehr­
betrages an Steuer oder die Gutschrift be­
gehren. 

Zusatzrenten werden vom 1. Jänner 1948 
an ruicht meh·r ver.anlagunlgspflichti.g sein. 

W,e:nn' man die Steuer·tabeU·e näher be­
trachtet, d,ann muß man sagen, daß die neue:n 
ISätzefür die EinlkommelllSteuerpflichtigen 
eine bedeutende EdeiClhte.rung bringen. Dd'e 
,steuertabelle beginnt bei ednem monatlichen 
Einkommen von übe'f' 233 S. Untier di;els1em 
Betrag herrscht völllige· Steuerfreiheit. Für 
selbständig Erwerbsbätigegllt die Steuerfrei­
heit al-so bis .zu einern J.ahreseinkommen von 
2800 S. 

Die IGeg,enüber.steUung de,r alten und der 
neuen Steuersätze ergibt folgendes Bild: Bai 
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einem EinkO'mmen von mO'natlich 300 S be­
trug die Steuer in der Gruppe I bisher 21 S, 
nach dem neuen. ·Ei:nkommensteuer.g,esetz be­
trägt-sie nur mehr 11'60 S. In der Oruppe II 
betrug bei . etinem Einkommen von 300 S der 
alte Satz 13'70 08, die neue Steuer beträgt 
7'50 S. Bei einem EinkO'mmen von 500 S be­
trug ,in der Steuergruppe I der alte Satz 
81"30 '8, nach der neuen Tabelle beträgt er 
iIlur mehr 45'50 S; in der Stffilergruppoe II 
hat der bisherige Satz 59'20 S betragen, nach 
dem neuen Oe,setz sind es nur mehr 32'70 S. 
Bei einem Elinkommen von monatlJich 1000 S 
war d:er Satz in der Steuergruppe I bisher 
261'50 S,in ZUlkunf.t beträgt er nur mehr 
159'60 S. In der IGfiuppe II betrug die Stooer 
bisher 194 S, nach de·r neuen Steuerlabelle 
nur mehr 116'40 S. 

Sie sehen alsO', daß eine bedeutende Sen­
kung der Einkommensteuersätze für ,(Li'e' Zu­
kunft festgelegt wird und daß dadurch eine 
bedeutende Erleichtefiung für aUe ISteuer­
pflicohUgen,in erster Lin.ie für die ArbeHer 
und A.lngestellten,ed:ritritt. Das ,Gesetz selbst 
SO'll mit 1. Juli 1947 in 'Kraft treten. 

iBei der Prüfung der einze!l.nen Gesetzes~ 
bestimmungen muß f,estgestehlt werden, daß 
ein beachtenswerter Erfolg in der Zu.sammen.­
arbeit der drei PO'libisch·en Parteien im Na­
tionalr.at mit dem Finanzminislerium· er­
zieH wO'rden ist. Den Forderun:gen der 
Arbeiterschaft ,auf iErleichtefiung der Lohn­
steuerbereclmung wurde weHestgehend Rech­
TI ung ,geb~agen. 

Ich mödhte noch bemefi'k!en, daß im Ge­
setzestext einige -Druckf'ehler a.ufscheinen. 

Im § 6, Abs.(2), heißt es· beim Ja1hresaus­
gleich (liest): "De,r Jahresausgleich ist nur 
durchzuführen, wenn ihn d'6r Dienstgeber bis 
läng.stens 31. Jänner des f.O'lgenden Jahres 
be.antragt hat." ,Es :so11 statt "Dtenstg-eber" 
richtig "üiens'tnehmer" heißen, 

Im § 1, lit. ,a, soll es :in d€r NeufaSl::m'll,g 
des § 3, Abs. (1), Z. 10, des iEinJkommeu­
steuer.gesetZies ,richbig heißen: "'" nach An­
hörung des Arbeiterkammertages vom Bun., 
doesministerium für Finanzen ... ". . 

Diese RichtLgstel1ungen möchte ic.h alsO' 
dem Hohen Bundesrat aUClh bekanntgeben. 

Der Ausschuß 1ür wirtschaftliche Ang,e­
legenheHen hat sich heute eingehend mit 
diesem Gesetz beschäftigt und ihat mir den 
Auftrag gegeben, dem Hohen Haus zu emp­
fehlen, gegen d-e'll Ge,setzeisbesClhluß 'ke ,i n e n 
Ein ß p r u eh zu ,eflh-eben. (iBeif~l bei der 
ÖVP,) 

Bundesrat Scheibengraf: D.er Herr IBericht­
er·statter hat 4t ausführliCJher Weise über das 
in Beratung stehende GeSetz r,efe·riert. Die 
Ei'n(kommenSllooel'!Il:()\VeUe 1947 war .eme 

• 

dringende Notwendigke1it. Wer die Stimmung 
in den Betrtieben und bei den arbeitenden 
Menschen kennt, weiß, welche unangenehmen 
Folgen ·es ha,ben könnte, wenn hi-er nicht 
wjnk~ich sehr rasch Wandel gesehaffen wor­
d·en wäfie. D,a's ISioH ikeine Drohungselin, :abe'f 
die Stimmung is,t aus dle·r Not derariheiten­
den Menlsehe:n gebor,en. 

Wenn man den phySlischen. ·Z'ustand der 
W·erktätigen in den Betrieben näher besieht, 
wenn Ärzte feststellen, daß deiren Unter­
.gewichtd:gk'eit his zu 18, 1'a bils zu 25 Kilo­
gramm heträ,gt, und wenn man beden.kt, daß 
d1e:seMenscheu in der Sc.hwerindustrieihre Ar­
beit on unter Einwirkung von 70 Grad Wärme 
zu le:i'Bten halben, '810 wird man v-e'rstehen, daß 
der Mens'eh erbitte'rt ,tst, wenn er 'sieht, daß 
ein großer Teill der durch die Gewerkschaft 
erreichten ErlhiÖhung ,seines Einkommens -
die an und für sich hinter den Preis·erhöhun­
gen zurüclkbleibt we·ggesteuert wiro. 
W,enner sieht, daß eine Reihe von Menoohen 
,in seiner näclhsten Umgebung weit leichter 
ihr.eu LebooSllLD.:te:rihJalt v'efld:i'e!l1len, während er 
als wirklicher öster,r.eicher trO'tz allem an 
seinem Arbeits.platz ausharrt und für dieses 
Land sein Letztes hergibt, ist seine 
Empörung tatsächlich be·gr,eiflich. 

Wenn man von seiten de,s Staates mit 
Rechtaouf .ruie große staatsbud,getäre Trag­
weite des Entgegenk'ommens und auf die 
sC'hwd,e.rigeu Wirtsc.haUS'Verhäl,tnisse hin~weist, 
sO' erklären diese Menschen demge.genüber 
mit Recht, daß sie selit d·en ersten T.agen ihr 
Bestes geben, während es in diesem Staate 
'viele gi'bt, die das nicht tun. 

Wenn wir zurüc.kblicken, müs,sen wir 1e'st­
!steUen: WienlndaJS D-eilltlS!che Reich die 
Arbeiter-schaH dieses Landes mit der deut­
schen Steuergesetzgebung .beglückte, so ge­
schah das damals zu dem Zwook, den Ertrag 
einer geted,steten Mehrarbeit abzusehöpfen, 
um nicht einen zu großen Banknotenüber­
hang zu erreichen, Wenn wir JedO'ch heute 
vergle1ichen und sehen, daß die PreLse gegen­
üher den damaligen Verhältnissen enorm ge­
stiegen :Blind, daß der Arbeiter heute nicht 
von seiner Schwerarbeiterkarle leben kann, 
weil er eben Imit sein-er Familie teilt und 
vielleiciht da und dort gezwtm.gen ist, etwas 
dazuzukauf,en Z'U Prei,sen, die es ihm wahr­
scheinHc:h bei ·seinem Einkommen nur ein­
ma1 im Monat erlauhen, sich -etwas zu gönnen, 
so muß man di'e h'6utige Besteuerun.g deoS 
Lohne'8als ,eine /Beschneidung des Mindest­
·einkommens be'ZlelClhiIlen, Alle StatbSrtiken 
bauen ISliClh ,auf dem ROihlelinkornmenauf. Tat­
'säcMi.Cih steuert der Staat aber von diesem 
Ei'llkQmmenetnen großen TeU weg. 

All da.s hat dazu ,geführt, daß Isohon lange 
vorher ein Murren durch die Betri.ebe ging. 
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Das hat auch zu jenem lniUativantrag der 
Abg. G ulm p 1 m a y er iU.DJd üenos-s-eu ge­
führt, dem ein ,soJ~h,er der Ab.geordneten deI 
österreichisc,hen Volkspartei folgte. Es solll 
nicht nUr deutsches R-echt nach Möglichkeit 
in unserem Re-Dhtsempfinden entsprechendes 
österre,ichische,Sl R-ooht übergeleitet unrd es 
sollen nicht nur deutische VOflsdhrHten auf­
ge.hoben werden, denn Vi.Qr wissen auch, 
daß mauohes in diesem deutschen Recht 
gut w,ar. Wir wollen nicht die voll­
ständig-e Beseitigung dieses Rec.htes, aber 
wir wollen GereeJhtigkeit erfahren, und 
€s soll den Grundsätzen der Lteheus,­
notwendigkeiten uns-eres V olkes- ent­
sprochen werdeill. Ums<> -erfreulicher ist die 
Tatsache, daß-diese-Frage wii:rkliClh r:asch ehller 
Erled~gung Zlugefühl't werden 'konnte, die 
all'oh von d,er A-rbeiter.schaft alsei.ue weitest­
geh~TId-e Erleichter.ung .emp_funidoen werden 
wilI'd. 

Der Herr Ber,ich:terstaUer hat in aufschluß­
reicher Weise diee,ill1zelnen Bestimmungen 
erlärutert. Wir sind nOClh d'er Meinung, daß 
Schmutz-, Er!schwernis- und Gefaohr-enzulag-en 
im Sinn.e des- §3, Abs. (1), Z. 10, des Ein­
kommensteuerge,setzes in seiner neuen Fas­
sung nicht nur dann steuerfrei Isein sollen, 
wenn -g,ie auf 'GrundeineSi KOIlil-ektiv:v-ertrages 
gewährot werden, da sO'lche Zulagen. bei den 
öffenUichen Angestellten oft nicht auf Grund 
eines Kolle-ktivvertfiage.s gegehen werden. 

Des weiteren 'hat sich während der De­
batte im Ausschuß für wirtschaf,tliche Ange­
lelgenhei,f,el1' er;gehen, daß der Todf'aHsbe-i­
tmg d,er öl100tldclh AngeiSlteUten, der ihnen 

kraft Gesetze:s Wost-eht, bisher ebenfiaNs de-r 
Be-s,teuerurrg unterworfen war. Es ist sinn­
los, auf der einen Seite den Menschen eine 
Erleichterung -zu g-ehe:n, slie aber' and-erseits 
ent.spr-echend zu besteuern. Der Herr Bericht­
erstaHer hat für seine Partei z.uge,sag.t, sich 
ebenso, wie- das meine _Partei tun wir<d, da­
für einzusetzen, daß den öff-entllchen Ange­
stellten ;a=uch in diese-r Beziehung Hillfe ge­
währt, wird. 

Im großen und ganzen muß gesag.t werden, 
daß wir dem Gesetz mit Fr-eude U118ere Zu­
stimmung geben. Wir begrüß-eu die Einsicht 
:in d-ie Größe des Problems und hoffen, daß 
auch die wirtschaftlichen F.r,agen, die nun­
mehr ihrer Regelung ,barren, mit -ebenso 
großer RasC'hheit und Einsicht verhandelt und 
einer für da'S V ülk und für das Land gün­
stigen Lösung zugeführt werden ~önneJl. 
(Beif;al:l bei d'en Sozial,isten.) 

* 
Dem Antrag des Beric.ht.erSltaUer,s ent.spre­

chend wird gegen d'en Gesetzesbeschluß 
k e ,i n Ein -s p rucherhoben. 

Die Tagesordnung isterschöpft. 

Die TI ä c h s te Sitzung wird für den 
17. Juli, 9 Uhr, -einberufen. Die Tagesordnung 
,dieser Sitzung liegt bereits auf. Sie umfaßt 
dtie vom National-ratt ,am 3. und 4. Juli ge­
. faßten GesetzeshelSohlÜSlse. 

Die Ausschüsse weroen am 16. Juli nach­
mittag zusammentreten. 

Die Sitzung wird gels chI 0 s -sen. 

SchIu' der Sitzung: 17 Uhr 55 Minuten. 

Druck der österreichischen Staatsdruckerei. 556747 
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